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Kurz vor der Europawahl 2024 gewinnt die 
Diskussion über Vertrauen in europäische 
Institutionen und die Gefahr populistischer 
Bewegungen für die politische Legitimi-
tät Europas Brisanz (exemplarisch Steiner 
& Landwehr 2018, Rivera Escartin 2020). 
Wahlerfolge populistischer Parteien in den 
Staaten der Gemeinschaft (ParlGov 2023) 
und die wachsende Bereitschaft von Wäh-
ler*innen, in nicht weniger als 18 Staaten 
Populisten zu wählen (Cunningham et al. 
2024), zuletzt in der Slowakei, bestätigen 
dies. Besonders kritisch werden rechtspopu-
listische Parteien (PRRPs) gesehen, deren 
Einfluss angesichts stabiler Umfragewerte 
seit dem dritten Quartal 2023 wächst. Wenn 
Europa in wichtigen Bereichen (Sicherheit, 
Sozialleistungen, Klimaschutz, Menschen-
rechte) nicht mehr agieren kann, weil Popu-
listen immer stärker werden, dann ist das ein 
wichtiges Forschungsfeld. Blockaden durch 
Ungarn und Polen und populistische Kampa-
gnen haben schon jetzt einen negativen Ein-
fluss auf Europas Agenda. Das hat Folgen 
für Legitimität und Vertrauen in die Demo-
kratie. Neu ist die Rolle von Emotionen und 
die Performance nationaler Regierungen. 

Europa steckt in einer »Polykrise« 
(Tooze 2022) und gleichzeitig in einer 
»Permakrise« (Breton 2023): Seit der
globalen Finanzkrise überlagern sich
Probleme weltweit. Globalisierung, Digi-
talisierung und Krisen verunsichern, erst
recht der Überfall Putins auf die Ukraine.
Die Polarisierung wächst, das Vertrauen
sinkt, diskutiert wird emotional. Das gilt
auch für Deutschland. Unzufriedenheit
und Proteste könnten die Europawahl
2024 und Landtags- und Kommunalwah-
len stark beeinflussen, da populistische
Parteien Krisen für ihre Ziele instrumen-
talisieren, wie Wahlergebnisse in ganz
Europa zeigen.

Zu den umstrittenen Policy-Feldern 
mit ihren Triggerthemen gehören Migra-
tion, Wirtschaft, Klima, Umwelt und die 
Gender-Politik (vgl. Mau et al, 2023). Die 
»Zeitenwende« mit ihren Folgen im fiska-
len Bereich, das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Nachtragshaushalt,
das zu massiven Einsparungen führte und
eine Vertrauenskrise der Ampel-Regie-
rung haben emotionale Debatten ausge-
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löst. Diese Polykrise stresst die Bevölke-
rung und gibt populistischen Parteien dort 
weiteren Auftrieb, wo es den Regierungen 
nicht gelingt, mit Good Governance eine 
gute Performance zu erreichen. 

Neue Forschungsfragen stellen sich: 
Kann eine neue linkspopulistische Partei 
einer rechtspopulistischen bis rechtsex-
tremistischen das anti-elitäre Wähler*in-
nen-Reservoir streitig machen? Kann man 
– bildlich gesprochen – den Teufel mit 
dem Beelzebub austreiben, um Gefahren 
für die Demokratie abzuwenden? Welche 
Rolle spielen Wut und ähnliche Emotionen 
bei Parteipräferenzen, wie wichtig sind 
Einstellungen und Ideologien? Fragen 
zur Rolle der neuen Linkspartei BSW las-
sen sich vorerst nur theoretisch aufgrund 
von Umfragen beantworten. Diese Arbeit 
referiert Basis-Erkenntnisse (Legitimi-
tät, Vertrauen, Populismus, Wut, Angst), 
um schließlich Schlüsse zur Kernfrage 
»Kann eine linkspopulistische Partei einer 
rechtspopulistischen das Wähler*innenre-
servoir streitig machen?« zu ziehen.

 2. Legitimität und Vertrauen in 
der repräsentativen Demokratie 

Vertrauen ist für die politische Stabilität und 
Legitimität der parlamentarischen Demo-
kratie in Europa fundamental (vgl. Braun & 
Trüdinger 2022; Abels 2020). Wird es macht-
politisch gestört oder zerstört (Ungarn), ge-
fährdet dies die Handlungsfähigkeit in den 
Konsensstrukturen Europas (Kaeding et al. 
2020). 

Unklar bleibt, wie Demokratie, Legi-
timität und Vertrauen gestärkt werden 
können. Einfacher ist es, Akzeptanz- und 
Vertrauensprobleme der EU und der sie 
tragenden Regierungen nachzuweisen. 

Grimm bemerkt: 

»Dass die Europäische Union an man-
gelnder Akzeptanz bei den Unions-
bürgern leidet, wird nicht bestritten. 
Ebenso wenig wird bestritten, dass die 
Akzeptanzschwäche das Integrations-
projekt gefährdet.« (Grimm 2016, 29).  

Grimm spricht von »Europa-Lethargie« 
(Grimm, 30), die die einstige Europa-Eu-
phorie abgelöst habe. 

»Weniger klar ist, worin der Grund der 
Schwäche liegt und wie sie sich behe-
ben ließe, wenn man annimmt, dass es 
für die Integration gute Gründe gibt.« 
(Grimm. 29)

3. Populismus vs. Legitimation 
und Vertrauen – die Mauk-Studie

Populismus wird als anti-elitäre Bewegung 
definiert (Mudde 2004; Mudde & Kaltwasser 
2013), die das Vertrauen in die liberale par-
lamentarische Demokratie unterminiert und 
damit das Integrationsprojekt Europa und 
dessen Legitimation gefährdet. 

Dies ist aber zu eindimensional ge-
dacht, wie Mauk (2020) nachgewiesen 
hat. Die Forschungsfragen für die Studie 
Mauks: Gefährden Populisten die demo-
kratische Legitimität, was normativ viel-
fach behauptet wird? 

Oder sind populistische Parteien im 
System ein Beitrag zu mehr Responsivität, 
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Rechenschaftspflicht und Kompetenz, 
zumindest zugeschriebener Kompetenz? 
Stärkt dies das Vertrauen in das demo-
kratische System? 

Mauk stellt vier Hypothesen auf: 

• H1: Der Wahlerfolg populistischer Par-
teien erhöht das politische Vertrauen in 
der Öffentlichkeit.

• H2: Die demokratische Qualität mildert 
die Auswirkungen des Erfolgs populis-
tischer Parteien auf das politische Ver-
trauen.

• H3: Korruptionskontrolle mildert die 
Auswirkungen des Erfolgs populisti-
scher Parteien auf das politische Ver-
trauen.

• H4 : Die Leistung der Regierung mildert 
die Auswirkungen des Erfolgs populis-
tischer Parteien auf das politische Ver-
trauen.

Gemessen wird u.a. politisches Vertrauen 
in Parlamente, Parteien und Politiker*in-
nen. Das sind die abhängigen Variablen. 
Sie stehen im Fokus der Anti-Etablishment-
Rhetorik populistischer Parteien (vgl. Mauk 
2020). 

Mauk kommt zum Ergebnis, dass po-
pulistische Parteien einen »heilenden« 
Effekt auf das politische Vertrauen ha-
ben: 

»Despite their anti-establishment 
and anti-system platform, populist 
parties gaining in strength could have 
a healing effect on political trust. For 
one, populist parties winning votes 
and parliamentary seats may make 
the political system appear more 

responsive to citizens’ demands.« 
(Mauk, 47). 

Demnach steigt durch Populisten im Sys-
tem das Vertrauen insgesamt, weil dann die 
Wähler*innen populistischer Richtungen eine 
(Protest-)Stimme in der parlamentarischen 
Demokratie haben. 

Hypothese H1 wird bestätigt: Mauk 
beschreibt »einen signifikant positiven 
Effekt des Erfolgs populistischer Partei-
en auf das Vertrauen der Bürger sowohl in 
das Parlament als auch in die politischen 
Parteien und Politiker*innen.« (Mauk, 52) 

Die Ergebnisse stützen also »die Hy-
pothese, dass der Erfolg populistischer 
Parteien als korrigierende Kraft auf das 
bestehende politische System wirken 
kann (H1).« (Mauk, 52).  

Das ist ein überraschender Befund, 
der im Gegensatz zu vielen normativen 
Behauptungen zur Demokratiegefähr-
dung durch Populismus steht. 

Differenziert ist die Antwort auf Hy-
pothese 2: In Ländern mit schlechterer 
demokratischer Qualität (Korruptions-
bekämpfung, Performance) steigt das 
Vertrauen in Parlament, Regierung und 
Parteien durch Erfolge populistischer 
Parteien stärker als in Ländern mit bes-
serer demokratischer Qualität. Der Effekt 
ist signifikant positiv. 

Das ändert sich aber bei steigender 
demokratischer Qualität im Hinblick auf 
Parlament, Parteien und Politiker*innen: 

»For all three institutions, this effect 
on citizen trust gradually de- creases 



with increasing democratic quality and 
vanishes completely for high-quality li-
beral democracies, suggesting that citi-
zens may not perceive there to be much 
room for improvement of the existing 
political system.« (Mauk, 52-53).

Hypothese 3  wird signifikant bestätigt. 
Wirksame Korruptionskontrolle mäßigt die 
Auswirkungen des Erfolgs populistischer 
Parteien. Nachgewiesen ist dies in Ländern 
mit hohem Korruptionsindex. Dort steigert 
der Erfolg von Populisten substanziell das 
politische Vertrauen in der Öffentlichkeit: 

»Instead of populist party success ha-
ving a more detrimental effect on poli-
tical trust in countries with high levels 
of corruption – […] – it is precisely these 
countries where populist success sub-
stantially increases political trust among 
the general public. This again points to 
citizens perceiving populist parties as a 
corrective force that can help tackle the 
problems – in this case corruption – of 
the existing political system. Like for 
democratic quality, populist party suc-
cess has no effect on political trust at 
all in those countries where there is little 
room for improvement.« (Mauk, 53) 

Die Studie deutet an, dass Wähler popu-
listische Parteien als Mittel zur Verbesse-
rung der Regierungsarbeit, besonders im 
Kampf gegen Korruption, betrachten. 

»Wie bei der demokratischen Qualität 
wirkt sich der Erfolg populistischer Par-
teien in den Ländern, in denen es nur 
wenig Raum für Verbesserungen gibt, 
überhaupt nicht auf das politische Ver-
trauen aus.« (Mauk, 53)

Praktische Bedeutung hat auch die Be-
stätigung der Hypothese 4: Ist die Wirt-
schaftsentwicklung negativ, hat die Wahl 
populistischer Parteien ins Parlament 

einen signifikant positiven Effekt auf das 
politische Vertrauen. 

Bei wirtschaftlich erfolgreichen Natio-
nen spielt dieser Effekt keine Rolle. 

»Populist parties receiving more votes 
in national parliamentary elections has 
a significant positive effect on political 
trust in countries with a comparatively 
low level of economic performance. In 
countries with high levels of economic 
performance, in contrast, populist party 
success does not have any effect on po-
litical trust among the general public at 
all.« (Mauk, 3)

Nach dieser Studie sind Korruptions-
kontrolle, Good Governance und wirtschaft-
licher Erfolg in der Lage, den Einfluss von 
Populisten in Grenzen zu halten. Kritisch 
an der Studie von Mauk ist der Zeitpunkt. 
Sie wurde vor der Corona-Pandemie und 
dem Überfall Russlands auf die Ukraine 
sowie den damit zusammenhängenden 
wirtschaftlichen Folgen abgeschlossen. Ir-
ritationen durch die Regierungspolitik der 
Ampel (»Heizungsgesetz« und andere »un-
populäre« Entscheidungen) haben dazu ge-
führt, dass die AfD in Umfragen bundesweit 
zeitweise bei über 20% und in Bundeslän-
dern wie Thüringen sogar bei über 30% ge-
sehen wurde. 

4. Die Beurteilung der 
Regierungsqualität

Die Permakrise der Europäischen Union und 
ihrer Mitgliedstaaten wirkt signifikant auf die 
Einschätzung der persönlichen und politi-
schen Lage der Menschen. Das ist das Ergeb-
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nis einer Eurobarometerumfrage im 4. Quartal 
2023. Während 68% der Eurobarometer-Be-
fragten die Meinung äußern, dass ihr persön-
liches Leben in die richtige Richtung geht, sa-
gen das im Hinblick auf Europa nur noch 33%. 
Wenn es um das eigene Land geht, sind es im 
Durchschnitt nur noch 27 %. Demgegenüber 
geben 60 Prozent zu Protokoll: »Things are 
going in the wrong direction«. (Eurobarometer 
Dezember 2023)

Wachsende Unzufriedenheit sorgt für 
Polarisierung von Schlüsselthemen, schlägt 
sich negativ auf die Beurteilung von Politi-
kern (ZDF-Politbarometer) nieder und nützt 
am Ende oft Populisten. Vor der Europa-
wahl könnte dies zu einem Debakel für die 
Parteien im Europaparlament führen, die 
bisher die Mehrheiten organisierten, insbe-
sondere EVP und S&D.

Zwei Sondereffekte sind allerdings in 
Deutschland zu erkennen: Nach den Ent-
hüllungen des Plattform Correctiv zum Ra-
dikalentreffen in Neu Fahrland bei Potsdam 
sind über Wochen hunderttausende Men-
schen aus der Mitte der Gesellschaft auf 
die Straße gegangen, um gegen menschen-
verachtende Pläne von Rechtsextremisten, 
Identitären und Sympathisant*innen aus 
dem Umfeld der WerteUnion zu protestie-
ren. Das deckt sich mit empirischen Unter-
suchungen, wonach der Wahlerfolg von Po-
pulisten das Vertrauen in die Institutionen 
der Demokratie dann steigern kann, wenn 
dadurch die Mitte mobilisiert und motiviert 
wird, für demokratische Werte einzustehen. 
Wegen der Aktualität der Ereignisse sind 
empirische Belege dafür noch nicht publi-
ziert. 

5. »The angry voter« und die Rolle 
von Angst, Zorn und Ideologien 

Bisher hat die Rolle von Emotionen in den Un-
tersuchungen zu politischem Vertrauen und 
Populismus eine eher untergeordnete Rolle 
gespielt. Das gilt insbesondere für Kernemoti-
onen. Dabei haben sie im täglichen Leben eine 
zentrale Funktion. Zwar hatte Marcus schon 
zu Beginn des neuen Jahrtausends eine stär-
kere empirische Hinwendung zur »affektiven 
Politik« vorgeschlagen (Marcus 2002). Dies 
hatte aber kaum Konsequenzen. 

In den letzten Jahren hat sich dies ge-
ändert. Seit die Populisten erfolgreich 
sind, wird mehr zu Affekten und Emotio-
nen im Zusammenhang mit politischen 
Präferenzen geforscht (Rico et al. 2017; 
Vasilopoulos et al. 2018; Suhay & Erisen 
2017/2018). Marcus widersprach schon 
zu Beginn der 2000er Jahre der Ansicht, 
dass »Emotionen in einem antagonisti-
schen Verhältnis zur Vernunft bzw. zum 
rationalen Subjekt stehen und dadurch 
schädlich für das Gelingen demokra-
tischer Prozesse sind« (Ayata & Nürn-
berg, 2022,371).

 Das Gegenteil ist der Fall. 

Pavlos Vasilopoulos, George E. Marcus 
et al. (2018) untersuchten die Rolle von 
Furcht und Ärger im Zusammenhang mit 
der Stimmabgabe für den Front National 
nach dem Pariser Terrorattacken im  No-
vember 2015 (»V13«).  

Ihr Ergebnis, das auch von Mauk und an-
deren Autor*innen referiert oder bestätigt 
wurde: 

»Contrary to conventional wisdom, we 
find that anger is associated with voting 
for the Front National, while fear is asso-



ciated with voting against the Front Na-
tional. Moreover, anger boosts the Front 
National vote most powerfully among 
far-right and authoritarian voters. On 
the other hand, fear reduces support for 
the far right among those same groups.« 
(Vasilopoulos 2018, Digital-Abstract). 

Die gängige Annahme, dass »Angstpo-
litik« der  extremen Rechten in die Hände 
spielt, wird widerlegt. 

Negative Emotionen aus dem Bereich 
Angst/Wut motivieren dagegen, rechte Par-
teien zu wählen und populistischen Narra-
tiven zu glauben (Suhay & Erisen 2017,30).  
Laura Jacobs,  Carolin Close und Jean-Be-
noit Pilet (2020) haben die Hypothesen für 
Belgien empirisch bestätigt. Da in Belgien 
Wahlpflicht herrscht, war die Ausgangslage 
für die Forscher*innen komfortabel. Im Fo-
kus ihrer Studie standen die radikal rech-
ten Parteien VB/PP und die radikal linken 
Parteien PTB/PVDA. Abhängige Variable 
war die Wahlentscheidung, unabhängige 
Variablen »diskrete Emotionen«, politische 
Vertrauen, populistische Einstellungen und 
externe politische Effizienz, mit der die Re-
gierungsqualität beurteilt wurde.  

Dass radikale Parteien enttäuschte, ver-
ärgerte Wähler  anziehen, die sich in ihren 
Rechten, Ressourcen und Privilegien be-
droht sehen (Jacobs et al. 2020,3), über-
rascht kaum. Zorn wird als wichtige unab-
hängige Erklärung für Wahlentscheidungen 
anerkannt (neben politischen Einstellun-
gen, Positionen und sozio-demografischen 
Aspekten). Diese Emotion ist dominant ge-
genüber anderen negativen Emotionen wie 
Angst und positiven Emotionen. 

Die Studie legt nahe, »dass zornige Wäh-
ler eher dazu neigen, für radikale Parteien 
zu stimmen« - und zwar sowohl für linke 
als auch für rechte Parteien. Protestbereit-
schaft verbindet sich mit einer emotionalen 
Komponente, nämlich mit Zorn. Dieser Zorn 
über politische Entscheidungen korreliert 
signifikant mit der Wahl sowohl radikal lin-
ker als auch rechter Parteien und zeigt sei-
ne Wirkung über politische Einstellungen 
oder Themen hinaus. Zorn wird als typisch 
moralische Emotion angesehen, die da-
her rührt, dass »eine gegebenen Situation 
unfair oder illegitim ist und dass es kaum 
Exit-Optionen dagegen« (Jacobs, 9) gibt. 

Zorn fällt auf fruchtbaren Boden, wenn 
die Wählenden eine spezifische Bedrohung 
sehen, gegen die sie sich wehren (Jacobs, 
12). 

Rechte und Linke tendieren dazu, »Un-
zufriedenheit mit der politischen Elite zu 
kanalisieren und diese zu kritisieren für 
das, was falsch läuft in der Gesellschaft«. 
(Jacobs, 12) Stigmatisierung von Parteien 
schreckt allerdings Wählende ab (vgl. De-
cker 2007). 

Spannend ist, dass Linke und Rechte 
in Belgien sehr unterschiedliche »Sünden-
böcke«, verschiedene Triggerthemen und 
unterschiedliche ideologische Standpunkte 
für ihren Populismus haben. Wenn es vor-
wiegend darum geht, Unzufriedenheit mit 
wirtschaftlichen oder ähnlichen Themen 
oder Entscheidungen auszudrücken, könn-
ten sowohl linke als auch rechte Populisten 
einen Teil der verärgerten Wähler*innen 
akquirieren. Es gibt aber auch einen harten 
Kern von Rechtsextremisten – das gilt auch 
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in Belgien –, der eine feste Ideologie hat, 
die letztlich nur von rechtsradikalen oder 
rechtsextremen Parteien bedient werden 
kann.

6. Schlussfolgerungen

Das Reservoir für populistische Parteien ist 
offensichtlich sehr groß. Das ist das Ergebnis 
einer Eurobarometer-Umfrage. Während 68% 
der Eurobarometer-Befragten die Meinung 
äußerten, dass ihr persönliches Leben in die 
richtige Richtung geht, sagen das im Hinblick 
auf Europa nur noch 33%. Wenn es um das 
eigene Land geht, sind es im Durchschnitt nur 
noch 27%.  Dagegen sagen 60%: »Things are 
going in the wrong direction«. (Eurobarometer 
Dezember 2023) 

Das ist genau das Potenzial, von dem 
Populisten links wie rechts profitieren 
können, wenn Wähler ihre Unzufriedenheit 
trotz Risiken in Stimmen umwandeln. Ob-
wohl Angst vor negativen Folgen abschre-
cken kann, ist die Bereitschaft, Populisten 
zu wählen, zuletzt deutlich gestiegen. 

Mit Blick auf rechtsextreme Einstellun-
gen gibt es einen harten Kern, der in fast al-
len EU-Staaten »bedient« werden kann. Das 
waren möglicherweise vorher Nichtwähler. 

Unter den populistischen Wählenden 
ist aber ein erheblicher Anteil impulsiv-
emotional Wählender, die nicht ideologisch 
rechtsextrem sind und zu Wechselwählern 
werden können. 

Insbesondere in Policyfeldern, die mit 
Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik, aber 

auch mit Friedenspolitik zusammenhän-
gen, kann eine linkspopulistische Partei 
einer rechtspopulistischen das Wähler*in-
nenreservoir streitig machen. Vorausset-
zung ist »charismatische Führung« und 
medial starke VOICE-Funktion als Protest. 
Sarah Wagenknechts BSW hat für die Wahl-
berechtigten eine Reihe von Vorteilen: Sie 
kann Protest artikulieren, ist nicht als ex-
tremistisch diskreditiert, wird damit auch 
nicht stigmatisiert (auch die Wähler*innen 
nicht), hat eine historische Basis in der Lin-
ken und vertritt Positionen, die zwar zu si-
gnifikanter öffentlicher Kritik führen (Putin, 
Migration), die aber für die Wähler den Vor-
teil haben, nicht im Abseits zu stehen wie 
bei einer hoch stigmatisierten und in Teilen 
verfassungsfeindlichen Partei wie der AfD.  

Die Wahl einer neuen linken populisti-
schen Partei wie dem BSW könnte gemäß 
der Theorien von Mauk, Vasilopoulis und 
anderen das Vertrauen in die Institutio-
nen stärken. Empirisch zu belegen ist dies 
nicht. Normativ könnten demokratiegefähr-
dende Kräfte auf diese Weise ausgebremst 
und geschwächt werden. Eine populisti-
sche Linkspartei, die Wahlerfolge erzielt, 
schwächt dennoch das auf Konsens aus-
gelegte Mehrheitssystem der Europäischen 
Union, in dem die Parteien der EVP und der 
S&D eine dominierende Rolle spielten. 



Anmerkungen
1 EU-Kommissar Breton 2023.
2 Zeitenwende: Vom deutschen Bundeskanzler 
Olaf Scholz nach dem völkerrechtswidrigen Über-
fall Russlands auf die Ukraine in einer Bundes-
tagsrede ausgerufen.
3 Bündnis Sahra Wagenknech BSW.
4 Alternative für Deutschland AfD.
5 Laut Bundesamt für Verfassungsschutz sind 
Teile der AfD »gesichert rechtsextremistisch«.
6 Nach Mudde (The populist zeitgeist, 2004) 
zeichnen sich populistische Parteien vor allem 
durch ihre Anti-Eliten-Rhetorik und -Attitüde (»Wir 
gegen die«) aus. 
7 Angesichts des Gefahrenpotenzials der AfD 
ist eine Gleichsetzung von BSW und AfD aus-
geschlossen. Beide sind nicht vergleichbar, auch 
wenn dies in der politischen Debatte von kon-
servativer Seite versucht wird. Allerdings ist die 
AfD mittlerweile so groß und heterogen, dass sie 
auch populistische Protestwähler*innen bindet, 
an denen das BSW interessiert ist.  
8 Siehe das Treffen von Neu Fahrland bei Pots-
dam, das im Januar 2024 von Correctiv aufge-
deckt wurde. 
9 »Populism, as defined by Mudde (2004, p. 
543), is ›an ideology that considers society to 
be ultimately separated into two homogeneous 
and antagonistic groups, ‘the pure people’ versus 
‘the corrupt elite,’ and which argues that politics 
should be an expression of the volonté géné-
rale (general will) of the people.‹ Both left- and 
rightwing populist parties are thus united in their 
criticism of the established democratic proce-
dures, institutions, and political elites (Galston, 
2018).« (Mauk, 2020,46)
10 Übs. AK
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EU-Aktivitäten wider die permanente 
Schädigung der Menschen  
durch Gift- und Gefahrstoffe und die  
fortwährende Blockade der Bundesregierung 

und der deutschen Bundesländer

Von Dr. Armin König

2020 war ein Katastrophenjahr1. Daran hatten 
nicht etwa überirdische Mächte oder Schick-
salsgötter, sondern die Menschen maßgebli-
chen Anteil. Sie haben dies selbst verursacht. 
Madeleine Brühl hat die damalige Lage kurz 
nach dem Jahreswechsel 2001/2002 in  einer 
Buchbesprechung der FAZ2 treffend beschrie-
ben: »Zu Beginn des Jahres standen in Austra-
lien unzählige Hektar Buschland in Flammen. 
Es folgten eine Heuschreckenplage in Afrika, 
Überschwemmungen in Asien, Hurrikan Laura 
und die verheerenden Waldbrände in Sibirien 
und Kalifornien. Und zusätzlich dazu noch die 
Corona-Pandemie. Die Liste der Katastrophen 
in diesem Jahr ist lang [...].«3 Anfang Januar 
2021 war die Erinnerung noch frisch. 

Die Kommission handelte schnell und 
startete eine viel beachtete Initiative: Der 
europäische Grüne Deal4 von 2019 bot die 

1 Wirtschaftswoche vom 14.1.2021: Katastrophenjahr 2020: 
Coronakrise trifft Writschaft mit Wucht.
2 vorgestellt wurde das Buch »Green New Deal«. Warum wir 
können, was wir tun müssen« von Ann Pettifor.
3 Brühl, Madeleine (2021): KLIMAKRISE :Wider die Maßlosig-
keit; FAZ 5.1.2021.
4 COM(2019) 640 final. Der europäische Grüne Deal legt dar, 
wie Europa bis 2050 zum ersten klimaneutralen Kontinent 
gemacht werden kann, indem die Konjunktur angekurbelt, die 
Gesundheit und die Lebensqualität der Menschen verbessert, 

Grundlage, auf der am 20. Juli 2021 der EU-
Aktionsplan »Auf dem Weg zu einem gesun-
den Planeten«5 verabschiedet wurde. 

Dieser Aktionsplan zielt auf Schadstoff-
freiheit von Luft, Wasser und Boden bis 
2050 und könnte ein Meilenstein der euro-
päischen Umwelt- und Klimapolitik sein. 
Die Kommission hat deshalb das Europäi-
die Natur geschützt wird. In der Mitteilung der Kommission an 
das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, 
den Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Ausschuss der 
Regionen und die nationalen Parlamente heißt es: »Der Grüne 
Deal bekräftigt das Engagement der Kommission für die Bewäl-
tigung klima- und umweltbedingter Herausforderungen, die die 
entscheidende Aufgabe dieser Generation ist. Mit jedem Jahr 
steigt die Temperatur der Atmosphäre und verändert sich das 
Klima. Eine Million der acht Millionen Arten auf dem Planeten 
droht zu verschwinden. Wälder und Ozeane werden verschmutzt 
und zerstört. 

Der europäische Grüne Deal ist eine Antwort darauf. Es handelt 
sich um eine neue Wachstumsstrategie, mit der die EU zu einer 
fairen und wohlhabenden Gesellschaft mit einer modernen, res-
sourceneffizienten und wettbewerbsfähigen Wirtschaft werden 
soll, in der im Jahr 2050 keine Netto-Treibhausgasemissionen 
mehr freigesetzt werden und das Wirtschaftswachstum von der 
Ressourcennutzung abgekoppelt ist. 

Außerdem sollen das Naturkapital der EU geschützt, bewahrt 
und verbessert und die Gesundheit und das Wohlergehen der 
Menschen vor umweltbedingten Risiken und Auswirkungen ge-
schützt werden. Gleichzeitig muss dieser Übergang gerecht und 
inklusiv sein.« (COM(2019)640 final v. 11.12.2019) 
5 COM(2021) 400 final
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sche Parlament und den Europäischen Rat 
gebeten, die Ambitionen der Kommission 
für Europas künftige Wirtschaft und die 
Umwelt zu unterstützen und ihr bei deren 
Umsetzung zu helfen. Das wäre angesichts 
der Herausforderungen auch sinnvoll und 
notwendig, wird jedoch nicht zuletzt we-
gen des Drucks von Populisten, Wirtschaft, 
Landwirtschaftslobby und Eurogegnern, 
von vielen nationalen Regierungen eher 
blockiert als ernst genommen. 

Eine aktive Beteiligung an dieser Initia-
tive wäre allerdings klüger, da das Katas-
trophenjahr 2020 die Notwendigkeit drin-
gender Maßnahmen in der Umwelt- und 
Klimapolitik deutlich machte. Das hat sich 
bis heute nicht geändert. 

Der Aktionsplan entstand aufgrund der 
verheerenden Auswirkungen der Industrie-
produktion, des Verkehrs und privater Hei-
zungen auf die Gesundheit der Menschen in 
Europa. Es ist der Mensch, der im Anthro-
pozän6 die Welt nach seinen Vorstellungen 
umgestaltet und oft auch zerstört. 

Trotz alarmierender Zahlen werden 
wirksame Schutzmaßnahmen oft nicht in 
nationales Regierungshandeln aufgenom-
men. Die Klimapolitik der deutschen Bun-
desregierung und der Ampel-Koalition ist 
ein Beispiel für das Versagen in Umweltfra-
gen. Dabei bietet der von der EU-Kommis-
sion vorgelegte wegweisende Aktionsplan 
Lösungen zur Schadstoff- und CO2-Reduk-
tion, die jedoch nicht in nationales Recht 
umgesetzt werden, insbesondere durch den 
Widerstand der FDP.

6 vgl. Crutzen/Stoermer (2021)

Die vorgelegten Daten der EU sind er-
schreckend: Jedes Jahr sterben in der EU 
Hunderttausende an den Folgen der Um-
weltverschmutzung, die für jeden achten 
Todesfall verantwortlich ist. Dies steht in 
krassem Widerspruch zu Good Governance. 
Die Mitteilung der EU-Kommission an das 
Europaparlament, den Ausschuss der Re-
gionen und die nationalen Parlamente the-
matisiert die gravierenden Auswirkungen 
des Klimawandels, der Umweltverschmut-
zung, des Verlusts der biologischen Vielfalt 
und der nicht nachhaltigen Nutzung natür-
licher Ressourcen auf die Gesundheit von 
Menschen, Tieren und Ökosystemen. Zu 
den daraus resultierenden Bedrohungen 
gehören Infektions- und nicht übertragbare 
Krankheiten, Antibiotikaresistenz und Was-
serknappheit.

Der europäische Green Deal und der 
Aktionsplan für einen gesunden Planeten 
fordern deshalb eine verbesserte Über-
wachung, Berichterstattung, Vermeidung 
und Beseitigung von Schadstoffen in Luft, 
Wasser, Boden und Konsumgütern in der 
EU. Dringende Maßnahmen sind notwendig, 
da Umweltverschmutzung schwerwiegende 
gesundheitliche Folgen wie Krebs, Herz-
krankheiten, Lungenerkrankungen, Schlag-
anfälle, psychische und neurologische Stö-
rungen sowie Diabetes verursachen kann. 
Bis dahin soll die Umweltverschmutzung so 
verringert werden, dass sie für Menschen 
und Ökosysteme keine Gefahr mehr dar-
stellt.

Etappenziele des Plans bis 2030 sind:

• Verbesserung der Luftqualität, um die 
durch Schadstoffe in der Luft verursach-



ten vorzeitigen Todesfälle zu verringern;

• Verbesserung der Wasserqualität, durch 
weniger Kunststoffabfälle im Meer und 
weniger Mikroplastik in der Umwelt;

• Verbesserung der Bodenqualität, durch 
Reduzierung von Nährstoffverlusten und 
des Einsatzes chemischer Pestizide;

• Verringerung von Ökosystemen, in denen 
Schadstoffe die biologische Vielfalt ge-
fährden;

• Verringerung der chronischen Belastung 
von Menschen durch Verkehrslärm und

• erhebliche Reduzierung des Abfallaufkom-
mens insgesamt sowie des Restmülls.

Der Aktionsplan verweist ausdrücklich darauf, 
dass derKampf gegen Umweltverschmutzung 
»auch ein Kampf für Gerechtigkeit und Gleich-
stellung«7 sei. 

»Die schädlichsten Auswirkungen der 
Umweltverschmutzung auf die mensch-
liche Gesundheit haben meist die am 
stärksten benachteiligten Gruppen 
zu tragen. Dazu gehören Kinder, die 
schwerwiegende, langfristige Beein-
trächtigungen ihrer Entwicklung er-
leiden können, Menschen mit gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen, ältere 
Menschen, Menschen mit Behinderun-
gen und Menschen, die unter schlech-
teren sozioökonomischen Bedingungen 
leben. 7 Mit beinahe 92 % aller umwelt-
bedingter Todesfälle tragen weltweit die 
Länder mit mittlerem oder niedrigem 
Einkommen die Hauptlast der durch 
Umweltverschmutzung verursachten 
Krankheiten.«8

Umweltverschmutzung bedrohe auch die bio-
logische Vielfalt und trägt »erheblich zum 

7 COM(2021) 400 final
8 COM(2021) 400 final

aktuellen Massenaussterben der Arten bei.«9 
Das sind objektive Befunde, die alarmieren 
müssten. 

Da der Aktionsplan auch mit multimil-
liardenschweren Förderprogrammen ver-
bunden ist, könnten die Staaten der EU 
von der grünen Transformation in jeder 
Hinsicht profitieren. Und doch sind allent-
halben Widerstände zu erkennen, weil nicht 
die Vernunft das letzte Wort hat, sondern 
Populisten, Lobbyorganisationen, Konzerne 
und Bedenkenträger.

Dabei müssten auch die deutschen 
Bundesländer gewarnt sein. Die Ahrtal-Ka-
tastrophe und die Starkregen-Großscha-
denslagen 2024 zeigen, dass es sich beim 
Klimawandel ähnlich wie beim demografi-
schen Wandel um ein sich immer stärker 
verfestigendes Muster handelt. 

Das hält Regierung und Opposition und 
die Bundesländer in Deutschland aber nicht 
davon ab, in stupider Scheuklappenmanier 
eine Transformation des erdschädlichen 
Wirtschaftens in einenachhaltige Ökono-
mie und Ökologie zu unterlaufen oder zu 
blockieren. 

Obwohl Europaparlament, der EU-Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und di efe-
derführenden Ausschüsse des Detuschen 
Bundesrates angesichts der Dramatik der 
Situation zunächst umfassende Unter-
stüzung zusagten und so gar noch Ver-
schärfungen der Vorschriften vorschlugen, 
blieben nach der 1008. Bundesratsplenar-
sitzung am 17.9.2021 von 17 vorgeschla-

9 COM(2021) 400 final
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genen Punkten10 zur Unterstützung des EU-
Aktionsprogramms ganze 3 Punkte11 übrig 
– aus Angst vor Landwirtschaftsprotesten, 
Populisten-Wahlerfolgen und Wirtschafts-
interventionen. 

Es war eine Bankrotterklärung der deut-
schen Bundesländer in der Umwelt- und Kli-
mapolitik. 

Es sind die vulnerablen Gruppen der Ge-
sellschaft, die unter dieser Verantwortungs-
verweigerung leiden. So werden weiter hun-
derttausende Menschen an den Folgen von 
Umweltkrankheiten sterben, obwohl dies in 
diesem Umfang nicht passieren müsste. 

Wenn Politik sich auf diese billige Weise 
aus der Verantwortung stiehlt, darf sie sich 
über negative Gerichtsunrteile und über 
Klimaproteste von Fridays for Future nicht 
beklagen. Erstaunlich ist, dass ausgerech-
net die Grünen als Regierungspartei diesen 
grünen Deal mit unterlaufen. 

Das hat mit verantwortlicher und ver-
antwortbarer Politik wenig zu tun. 

10 Bundesratsdrucksache 454/1/21 - Empfehlungen der Aus-
schüsse. 
11 454/21Beschluss
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1. EINFÜHRUNG 

Während derzeit weltweit beispiellose Anstrengungen zur Bekämpfung der COVID-19-

Pandemie unternommen werden, muss auch dringend gegen die anhaltenden Bedrohungen der 

Gesundheit unseres Planeten vorgegangen werden. Klimawandel, Umweltverschmutzung
1
, 

Verlust an biologischer Vielfalt und eine nicht nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen 

bedrohen die Gesundheit der Menschen, Tiere und Ökosysteme auf vielfältige Weise. Zu diesen 

Bedrohungen zählen auch Infektionskrankheiten und nicht ansteckende Krankheiten, 

Antibiotikaresistenz und Wasserknappheit.
2
 Zur Schaffung eines gesunden Planeten für alle 

fordert der europäische Grüne Deal
3
, dass die Schadstoffbelastung von Luft, Wasser und 

Boden sowie Konsumgütern in der EU besser überwacht, gemeldet, verhindert und beseitigt 

wird.  

Ein Tätigwerden ist dringend geboten: Umweltverschmutzung kann Krebs, ischämische 

Herzkrankheiten, obstruktive Lungenerkrankungen, Schlaganfälle, psychische und 

neurologische Störungen, Diabetes und andere gesundheitliche Beeinträchtigungen verursachen
4
 

(siehe Abbildung 1). Trotz greifbarer Fortschritte war die Umweltverschmutzung 2015 immer 

noch die Ursache von schätzungsweise neun Millionen vorzeitigen Todesfällen weltweit (16 % 

aller Todesfälle) – dies ist das Dreifache der Todesfälle aufgrund von AIDS, Tuberkulose und 

Malaria zusammen und das Fünfzehnfache der durch Kriege und andere Formen von Gewalt 

verursachten Todesfälle.
5
 In der EU ist jedes Jahr einer von acht Todesfällen auf 

Umweltverschmutzung zurückzuführen.
6
  

 

 
Abbildung 1: 

Die wichtigsten 

zehn nicht 

übertragbaren 

Krankheiten, die 

umweltbedingte 

Todesfälle 

verursachen 

(Quelle: EUA – 

Healthy 

environment, 

healthy lives, 

2018, auf der 

Grundlage der 

WHO (2016) 

 

 

                                                 
1
 Richtlinie 2010/75/EU, Artikel 3 Absatz 2: „'Umweltverschmutzung' die durch menschliche Tätigkeiten direkt 

oder indirekt bewirkte Freisetzung von Stoffen, Erschütterungen, Wärme oder Lärm in Luft, Wasser oder Boden, 

die der menschlichen Gesundheit oder der Umweltqualität schaden oder zu einer Schädigung von Sachwerten bzw. 

zu einer Beeinträchtigung oder Störung von Annehmlichkeiten und anderen legitimen Nutzungen der Umwelt 

führen können“.   
2
 Vgl. UNEP (2021): Making Peace with Nature. 

3
 COM(2019) 640.   

4
 IEEP (2020): „Mental health and the environment“ (Psychische Gesundheit und Umwelt). 

5
 Lancet-Kommission für Umweltverschmutzung und Gesundheit (Oktober 2017). 

6
 EUA-Bericht Nr. 21/2019: Healthy environment, healthy lives (Gesunde Umwelt, gesundes Leben). 
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Der Kampf gegen Umweltverschmutzung ist auch ein Kampf für Gerechtigkeit und 

Gleichstellung. Die schädlichsten Auswirkungen der Umweltverschmutzung auf die 

menschliche Gesundheit haben meist die am stärksten benachteiligten Gruppen zu tragen. Dazu 

gehören Kinder, die schwerwiegende, langfristige Beeinträchtigungen ihrer Entwicklung 

erleiden können, Menschen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen, ältere Menschen, 

Menschen mit Behinderungen und Menschen, die unter schlechteren sozioökonomischen 

Bedingungen leben.
7
 Mit beinahe 92 % aller umweltbedingter Todesfälle tragen weltweit die 

Länder mit mittlerem oder niedrigem Einkommen die Hauptlast der durch 

Umweltverschmutzung verursachten Krankheiten.
8
  

Umweltverschmutzung bedroht auch unsere biologische Vielfalt und trägt erheblich zum 

aktuellen Massenaussterben der Arten bei. Neben den Veränderungen bei der Land- und 

Meeresnutzung, der übermäßigen Ressourcennutzung, dem Klimawandel und invasiven 

gebietsfremden Arten stellt die Umweltverschmutzung eine der fünf Hauptursachen des Verlusts 

an biologischer Vielfalt dar. Sie bedroht heute das Überleben von über einer Million der 

schätzungsweise acht Millionen Pflanzen- und Tierarten auf unserem Planeten und wenn wir uns 

nicht ändern, wird sich die Lage voraussichtlich noch verschärfen.
9
 Insgesamt gesehen wird die 

Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals – SDGs) 

durch eine Reihe zunehmender, sich gegenseitig verstärkender Umweltrisiken gefährdet. 

Wirtschaftlicher Fortschritt und Reduzierung der Umweltverschmutzung sind 

miteinander vereinbar: In den Jahren 2000 bis 2017 nahm das BIP der EU um 32 % zu, 

während die Emissionen der wichtigsten Luftschadstoffe zwischen 10 % (Ammoniak, 

überwiegend aus der Landwirtschaft) und 70 % (Schwefeloxide, hauptsächlich aus der 

industriellen Produktion) abnahmen.
10

  Allerdings ging das allgemeine Wachstum der globalen 

Wirtschaft, das sich in den letzten fünf Jahrzehnten verfünffachte, massiv auf Kosten der 

globalen Umwelt.
11

    

Aus wirtschaftlicher Sicht gibt es klare Argumente für die Bekämpfung der 

Umweltverschmutzung und ihr Nutzen für die Gesellschaft überwiegt bei Weitem ihre 

Kosten; genauso schlagen die Kosten der Untätigkeit ungleich stärker zu Buche als die 

Kosten des Tätigwerdens. Beispielsweise belaufen sich die gesundheitlichen und 

wirtschaftlichen Kosten der Luftverschmutzung in der EU einschließlich verlorener Arbeitstage, 

Kosten für das Gesundheitswesen, Ernteausfällen und Gebäudeschäden auf schätzungsweise 330 

bis 940 Mrd. EUR pro Jahr
12

, während für sämtliche in der EU unternommene Maßnahmen zur 

Verbesserung der Luftqualität Kosten von zusammen 70 bis 80 Mrd. EUR pro Jahr
13

 

veranschlagt werden. Die wachsende Nachfrage nach weniger umweltschädlichen Waren und 

Dienstleistungen eröffnet erhebliche Geschäftschancen und veranlasst bereits jetzt EU-

Unternehmen, nach innovativen Lösungen zu suchen. Die Wiederaufbaumaßnahmen können 

diesen Trend unterstützen. Die Bekämpfung der Umweltverschmutzung ist auch ein Akt der 

generationenübergreifenden Solidarität.  

                                                 
7
 EUA-Bericht Nr. 22/2018: Unequal exposure and unequal impacts (Ungleiche Exposition und ungleiche 

Auswirkungen). 
8
 UNEP/EA.4/3 (2018): Umsetzungsplan „Towards a Pollution-Free Planet“ (Auf dem Weg zu einem Planeten ohne 

Umweltverschmutzung). 
9
 IPBES (2019), Summary for policymakers, S. 17, B.10–B.14; Europäische Umweltagentur (2019), Die Umwelt in 

Europa – Zustand und Ausblick 2020.  
10

 SWD(2019) 427. 
11

 UNEP-Bericht (2021): Making Peace with Nature.  
12

 SWD(2013) 531. 
13

 IIASA (2017): „Costs, benefits and economic impacts of the EU Clean Air Strategy and their implications on 

innovation and competitiveness“ (Kosten, Nutzen und wirtschaftliche Auswirkungen der EU-Strategie „Saubere 

Luft für Europa“ und deren Implikationen für Innovation und Wettbewerbsfähigkeit). 

https://ipbes.net/global-assessment
https://www.eea.europa.eu/soer-2020
https://www.eea.europa.eu/soer-2020
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/
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Zugleich benötigen wir einen besser integrierten Überblick über die 

Umweltverschmutzung, damit öffentliche und private Akteure miteinander 

zusammenhängende Umweltprobleme über räumliche und zeitliche Grenzen hinweg bewältigen 

und sich in ihren Strategie-, Investitions- und Kaufentscheidungen möglichst effektiv mit den 

Wechselwirkungen dieser Probleme mit anderen ökologischen, sozialen und ökonomischen 

Gesichtspunkten auseinandersetzen können.  

Die meisten Europäer unterstützen Maßnahmen gegen die Umweltverschmutzung: der 

Schutz der Umwelt wird als sehr wichtig und die Umweltverschmutzung als das wichtigste 

Umweltproblem nach dem Klimawandel genannt.
14

 In der öffentlichen Konsultation zu diesem 

Aktionsplan
15

 vertraten die meisten Befragten die Ansicht, dass maßgebliche gesellschaftliche 

Akteure nicht genug täten und dass die EU und die nationalen Regierungen aktiv werden 

müssten. Die Verstärkung internationaler Maßnahmen, eine bessere Durchsetzung von Gesetzen 

im Zusammenhang mit Umweltverschmutzung, die Förderung formaler Bildung und die 

Beeinflussung von Verhaltensänderungen wurden als wirksamste Möglichkeiten genannt, um 

Fortschritte zu erzielen.  

Umweltverschmutzung macht nicht an Grenzen Halt. Umweltverschmutzung gelangt 

einerseits über Ozeane, Flüsse, Winde und eingeführte Waren in die EU, andererseits verursacht 

die EU durch ihre eigenen Produktions- und Verbrauchsmuster sowie ihre Abfälle erhebliche 

Umweltverschmutzungen an anderen Orten der Welt. Gleichzeitig verfügt die EU durch ihre 

politischen Maßnahmen und Fonds, ihre Umweltdiplomatie sowie ihre Innovationsanreize über 

wirkungsvolle Mittel, um mit einer umweltfreundlicheren Produktion und einem nachhaltigeren 

Verbrauch von Waren und Dienstleistungen zur weltweiten Eindämmung der 

Umweltverschmutzung beizutragen. 

Unter den Aspekten der öffentlichen Gesundheit sowie aus ökologischen, moralischen und 

sozioökonomischen Gesichtspunkten spricht heute mehr denn je dafür, dass die EU die 

Führung im weltweiten Kampf gegen die Umweltverschmutzung übernimmt.
16

 Jetzt ist die 

Zeit, Ehrgeiz zu entwickeln, dafür zu sorgen, dass sich die Hoffnung der Menschen auf den 

Schutz ihrer Gesundheit, ihrer Umwelt und ihrer Existenz erfüllt – und Frieden mit unserem 

Planeten zu schließen. 

2. SCHADSTOFFFREIHEIT VON LUFT, WASSER UND BODEN 

2.1. Das Null-Schadstoff-Ziel 

Die Null-Schadstoff-Vision für 2050: ein gesunder Planet für alle 

Die Verschmutzung von Luft, Wasser und Boden wird auf ein Niveau gesenkt, das als nicht 

mehr schädlich für die Gesundheit und die natürlichen Ökosysteme gilt und die für unseren 

Planeten hinnehmbaren Grenzen respektiert, sodass eine schadstofffreie Umwelt geschaffen 

wird. 

Das Null-Schadstoff-Ziel
17

 ist ein viele Bereiche umfassendes Ziel, das zur UN-Agenda 2030 

für nachhaltige Entwicklung
18

 beiträgt, das Ziel der Klimaneutralität bis 2050 ergänzt und 

                                                 
14

 Vgl. Spezial-Eurobarometer 501 (März 2020) „Einstellungen der europäischen Bürger zur Umwelt“. 
15

 Ecorys (2021): „Konsultationen zum Aktionsplan der EU „Schadstofffreiheit von Luft, Wasser und Boden“, 

Zusammenfassung (vgl. Portal „Ihre Meinung zählt“).  
16

 Lancet-Kommission für Umweltverschmutzung und Gesundheit (Oktober 2018). 
17

 Dieses Ziel wird im vorliegenden Aktionsplan sowie in der Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit 

(COM(2020) 667) dargelegt. 

https://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/Survey/getSurveyDetail/instruments/SPECIAL/surveyKy/2257
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12588-EU-Action-Plan-Towards-a-Zero-Pollution-Ambition-for-air-water-and-soil;%20Vgl.%20zusammenfassender%20Bericht


 

4 

Synergien mit den Zielen einer sauberen und kreislauforientierten Wirtschaft und einer 

wiederhergestellten Biodiversität bildet. Es ist ein notwendiger Bestandteil vieler Vorhaben im 

Rahmen des europäischen Grünen Deals und anderer Initiativen
19

, und die Kommission wird das 

Null-Schadstoff-Ziel auch in künftige politische Initiativen einbeziehen.  

Der vorliegende Aktionsplan soll in erster Linie als Kompass für die Einbeziehung der 

Vermeidung von Umweltverschmutzung in alle maßgeblichen politischen Strategien der 

EU dienen und auf diese Weise Synergien wirksam und in angemessener Weise maximieren, die 

Umsetzung beschleunigen und mögliche Lücken oder Kompromisse aufzeigen. Um die EU zu 

ihrem für 2050 gesetzten Ziel eines gesunden Planeten für alle zu führen, werden im 

vorliegenden Aktionsplan die bis 2030 zu erreichenden, zentralen Ziele für die 

Beschleunigung der Schadstoffreduzierung festgelegt.  

Die Null-Schadstoff-Ziele für 2030
20

 

Gemäß den EU-Rechtsvorschriften, den Zielen des Grünen Deals sowie in Synergie mit anderen 

Initiativen soll die EU bis 2030 Folgendes erreichen:  

1. eine Reduzierung der gesundheitlichen Auswirkungen (vorzeitige Todesfälle) der 

Luftverschmutzung um mehr als 55 %; 

2. eine Reduzierung des Anteils der durch Verkehrslärm chronisch beeinträchtigten Menschen 

um 30 %; 

3. eine Reduzierung der Anzahl der Ökosysteme in der EU, in denen die biologische Vielfalt 

durch Luftverschmutzung bedroht ist, um 25 %; 

4. eine Senkung der Nährstoffverluste, des Einsatzes und der Risiken chemischer Pestizide, des 

Einsatzes gefährlicherer Pestizide sowie des Verkaufs von für Nutztiere und für die Aquakultur 

bestimmten Antibiotika um 50 %; 

5. eine Reduzierung von Kunststoffabfällen im Meer um 50 % und eine Reduzierung des in die 

Umwelt freigesetzten Mikroplastiks um 30 %; 

6. eine erhebliche Senkung des gesamten Abfallaufkommens und eine Reduzierung von 

Siedlungsabfällen um 50 %.  

In diesem Aktionsplan werden ferner Schlüsselmaßnahmen für den Zeitraum 2021-2024 zur 

Ergänzung der vielen anderen einschlägigen Maßnahmen im Rahmen anderer Initiativen des 

europäischen Grünen Deals einschließlich der Chemikalienstrategie für Nachhaltigkeit 

dargelegt.  

Die zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie eingeführten Lockdown-Maßnahmen führten 

zwar vorübergehend dazu, dass Luft und Gewässer sauberer wurden und der Lärm an vielen 

Orten abnahm, aber die Einschränkung aller wirtschaftlichen Aktivitäten ist nicht die 

Vorgehensweise, die sich die EU für den Weg zur Erreichung des Null-Schadstoff-Ziels für 

sich selbst und die Welt vorstellt. Stattdessen kann die EU ihren Wohlstand erhalten und 

zugleich einen Wandel der Produktionsweisen und des Konsumverhaltens herbeiführen 

sowie Investitionen auf das Null-Schadstoff-Ziel hinlenken. Investitionen in sauberes, 

nachhaltiges Design, kreislaufwirtschaftlich orientierte Geschäftsmodelle, umweltfreundlicherer 

Verkehr und sauberere Mobilität, emissionsarme Technologien, naturbasierte Lösungskonzepte 

                                                                                                                                                             
18

 Vgl. beispielsweise die Ziele für nachhaltige Entwicklung Nr. 3, 6, 11, 12, 14 und 15. 
19

 Wie beispielsweise das Klimaziel Europas bis 2030, die Strategie zur Anpassung an den Klimawandel, der 

Klimapakt, die Initiativen für saubere Energie, die Strategie für eine Renovierungswelle, die Strategie für 

nachhaltige und intelligente Mobilität, der Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft, die Biodiversitätsstrategie und 

die Strategie „Vom Hof auf den Tisch“, die neue Industriestrategie für Europa, die Arzneimittelstrategie der EU, der 

europäische Plan zur Krebsbekämpfung und die neue Verbraucheragenda sowie die Mitteilung über 

Multilateralismus im 21. Jahrhundert und die Überprüfung der Handelspolitik. 
20

 Zu Ursprung, Grundlinien, Methoden und Hintergrund dieser Ziele siehe Anhang 2. 
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und nachhaltige Digitalisierung bieten große Chancen zur Festigung der Führungsposition der 

EU bei einem grünen Wachstum, während sie zugleich Ungleichheiten abbauen, Arbeitsplätze 

schaffen und die kollektive Resilienz verbessern.  

Der mehrjährige Finanzrahmen 2021--2027 und NextGenerationEU bieten noch nie 

dagewesene haushaltspolitische Chancen zur Unterstützung derartiger Investitionen und zur 

Bekämpfung von Klimawandel, Verlust an biologischer Vielfalt und Ressourcenverknappung 

sowie zum Kampf gegen die Umweltverschmutzung in der EU und weltweit.
21

 

Die Null-Schadstoff-Hierarchie 

Neben den Anstrengungen zur Erreichung von Klimaneutralität benötigt die EU eine 

wirkungsvollere „Null-Schadstoff-Hierarchie“ (siehe Abbildung 1), in der die im EU-Vertrag 

verankerten Grundsätze berücksichtigt werden, nämlich dass sich die Umweltpolitik der EU 

auf die Grundsätze der Vorsorge und Vorbeugung, den Grundsatz, Umweltbeeinträchtigungen 

vorrangig an ihrem Ursprung zu bekämpfen, sowie auf das Verursacherprinzip stützt. 

Es ist höchste Zeit, die „Pyramide des Handelns umzukehren“ und die Art und Weise, wie 

Waren und Dienstleistungen, gestaltet, hergestellt, geliefert, erbracht und/oder verwendet und 

entsorgt werden, zu überdenken. Das bedeutet, dass zunächst einmal Umweltverschmutzung 

bereits an der Quelle vermieden werden muss. Wenn es (noch) nicht möglich ist, 

Umweltverschmutzung von Anfang an vollständig zu vermeiden, sollte sie minimiert werden. 

Und wenn es schließlich zu Umweltverschmutzung gekommen ist, muss sie beseitigt – und der 

entstandene Schaden ausgeglichen – werden.  

 
Abbildung 2:  Die Null-Schadstoff-Hierarchie – Umkehren der Pyramide des Handelns mit 

Priorisierung der Ansätze für die Bekämpfung von Umweltverschmutzung 

2.2. Verbesserung unserer Gesundheit und unseres Wohlbefindens  

Die EU verfügt über einen robusten Rechtsrahmen zur Begrenzung der Luftverschmutzung. 

Die Zahl vorzeitiger, auf Luftverschmutzung zurückzuführender Todesfälle und anderer 

                                                 
21

 Anhang VI der Aufbau- und Resilienzfazilität enthält eine anschauliche Schilderung dieser Synergien.  

SCHUTZ VON

GESUNDHEIT UND UMWELT
FÖRDERNUNG VON INNOVATION

Verhinderung von Umweltverschmutzung in 
sämtlichen Phasen einer sauberen, 
kreislauforientierten Wirtschaft, von der 
Gewinnung natürlicher Ressourcen über die 
Produktion, Erbringung von Dienstleistungen 
und den Verbrauch bis zum Ende der 
Lebensdauer.

Förderung sauberer „Null-Schadstoff“-
Produktionsprozesse, inhärent sicherer und 
nachhaltiger Produkte sowie innovativer 
Instrumente, Technologien, und 

Verhaltensänderungen.

Minimierung der Freisetzung von Schadstoffen 
und der Schadstoffbelastung von Mensch und 
Umwelt mittels Management, technischen 
Maßnahmen und Informationen über 
Freisetzungen. 

Förderung moderner, intelligenter 
Produktionsprozesse, des sicheren und 
nachhaltigen Einsatzes von Produkten, 
Dienstleistungen und Geschäftsmodellen sowie 
digitaler Lösungen zur Nachverfolgung und 
Reduzierung von Umweltverschmutzung.

Möglichst weitgehende Beseitigung und 
Sanierung bestehender Verschmutzungen von 
Wasser und Böden und Anwendung von 
Maßnahmen zur Rückkehr in einen „guten 
Zustand“. 

Förderung von schadstofffreiem Recycling, 
Abfallbewirtschaftung, Dekontaminierung und 
Sanierung.

Die Umweltpolitik der Union sollte sich auf die Grundsätze der Vorsorge und Vorbeugung, den Grundsatz,
Umweltbeeinträchtigungen vorrangig an ihrem Ursprung zu bekämpfen, sowie auf das Verursacherprinzip stützen.

Vorbeugen

Minimieren u.

kontrollieren

Beseitigen u. 
sanieren
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Krankheiten verharrt jedoch auf hohem Niveau. Dies lässt sich dem Umstand zuschreiben, dass 

in der EU einige Luftqualitätsnormen nach wie vor weniger streng sind als die von der WHO 

2005 empfohlenen Normen und dass die Art der Umsetzung der Luftqualitätsrichtlinien nur 

teilweise wirkungsvoll war.
22

  

Wir brauchen einen besseren öffentlichen Gesundheitsschutz, der auch mit dem europäischen 

Plan zur Krebsbekämpfung im Einklang steht. Daher wird die Kommission 2022 vorschlagen, 

die Luftqualitätsnormen der EU enger an die in Kürze erwarteten Empfehlungen der 

WHO anzugleichen und die Bestimmungen bezüglich der Überwachung‚ der Modellierung und 

der Luftqualitätspläne zu verschärfen, um die lokalen Behörden zu unterstützen und zugleich die 

allgemeine Durchsetzbarkeit des Rechtsrahmens zu verbessern. Parallel dazu wird die 

Kommission strengere Anforderungen an die Bekämpfung der durch Landwirtschaft, Industrie, 

Verkehr, Gebäude und Energie verursachten Luftverschmutzung an der Quelle einführen; unter 

anderem durch eine Reihe von Maßnahmen und Strategien des europäischen Grünen Deals 

(beispielsweise durch die Strategie für nachhaltige und intelligente Mobilität, die Initiative für 

eine Renovierungswelle und die Strategie „Vom Hof auf den Tisch“).  

In ihrem Zweiten Ausblick zur Entwicklung der Luftqualität berichtet die Kommission, dass 

die von den Mitgliedstaaten in ihren nationalen Luftreinhalteprogrammen angekündigten 

Maßnahmen nicht ausreichen werden, um die Ammoniakemissionen in einem Umfang zu 

verringern, der zur Erreichung der für 2030 gesetzten Ziele erforderlich ist: Ammoniak ist ein 

starker Vorläuferstoff für Feinstaub (PM2,5) und die kosteneffizientesten Maßnahmen, durch die 

sich seine Emissionen reduzieren ließen, betreffen allesamt die Landwirtschaft, insbesondere die 

Tierfütterungspraktiken, das Wirtschaftsdünger-Management und den Einsatz von 

Düngemitteln.
23

 Wie bereits in der Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ angekündigt, wird die 

Kommission in ihren Bemühungen um den Aufbau eines nachhaltigen Lebensmittelsystems 

und nachhaltigerer Viehhaltung die Markteinführung alternativer Einzelfuttermittel und 

innovativer Futtermittelzusätze erleichtern. Die Kommission prüft darüber hinaus, ob weitere 

Rechtsvorschriften zur Begrenzung der Ammoniakemissionen erforderlich sind. Ein Ziel der 

Überprüfung der Richtlinie über Industrieemissionen besteht darin, die 

Ammoniakemissionen aus der Intensivtierhaltung einzudämmen. Darüber hinaus sind eventuell 

weitere Maßnahmen zur Senkung der Ammoniakemissionen erforderlich, unter anderem im 

Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik oder durch verbindliche Vorschriften zum Umgang mit 

Dung.  

Wie sie in ihrer Strategie für nachhaltige und intelligente Mobilität bereits ankündigte, wird die 

Kommission gegen verkehrsbedingte Luftverschmutzung und Lärmbelästigung vorgehen 

und dazu im Zusammenspiel mit CO2-Emissionsnormen unter anderem die neuen Euro 7-

Normen für Straßenfahrzeuge sowie verbesserte Prüfungen von Emissionen im Rahmen der 

technischen Überwachung einsetzen. Auf der Grundlage der neuersten Erkenntnisse wird sie die 

Notwendigkeit prüfen, die Emissionen von PM2,5 und Nanopartikeln durch 

Verbrennungsmotoren sämtlicher Typen sowie durch Bremsen in herkömmlichen ebenso wie 

elektrischen Fahrzeugen zu begrenzen; ebenso wird sie prüfen, ob die Schadstoffemissionen 

unter einer Vielzahl anderer Betriebsbedingungen über die gesamte Lebensdauer von 

Fahrzeugen verringert werden müssen.  

Im Einklang mit den Feststellungen, die bei der Bewertung der Richtlinie über 

Umgebungslärm
24

 im Jahr 2017 und der Bewertung der Richtlinie über umweltbelastende 

                                                 
22

 SWD(2019) 427, WHO (2006). Luftqualitätsleitlinien – weltweite Aktualisierung 2005. Die nächste 

Aktualisierung ist 2021 fällig; EUA: Air quality in Europe – 2020 report (S. 13-14) (Luftqualität in Europa – 

Bericht 2020).  
23

 COM(2021)3. 
24

 Mitteilung über die Durchführung der Richtlinie über Umgebungslärm (COM(2017)151). 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2021:3:FIN
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Geräuschemissionen
25

 im Jahr 2020 getroffen wurden, wird die Kommission ihren 

Schwerpunkt auf eine bessere Bekämpfung von Lärm an der Quelle legen und dazu 

insbesondere die ordnungsgemäße Umsetzung vor Ort sicherstellen sowie gegebenenfalls den 

Rechtsrahmen zu Lärmemissionen für Reifen, Straßenfahrzeuge, Eisenbahnen sowie 

Luftfahrzeuge, auch auf internationaler Ebene, verbessern. Was die Bewertung der Richtlinie 

über umweltbelastende Geräuschemissionen betrifft, wird die Kommission darüber hinaus 

Folgemaßnahmen im Hinblick auf zur Verwendung im Freien vorgesehene Geräte und 

Maschinen treffen. Im Jahr 2022 wird sie die Fortschritte prüfen
26

 und Überlegungen anstellen, 

ob in der Richtlinie über Umgebungslärm auf EU-Ebene Lärmreduzierungsziele festgelegt 

werden müssen. Die in der Richtlinie vorgeschriebenen Aktionspläne zur Lärmbekämpfung 

sollten besser in die Pläne für eine nachhaltige urbane Mobilität integriert werden; ferner sollte 

ihnen die Erweiterung des sauberen öffentlichen Nahverkehrs und eine aktivere Mobilität 

zugutekommen. In ihrer Gesamtheit können die beschriebenen Lärmreduzierungsmaßnahmen 

dazu beitragen, die durch chronische Lärmbelästigung verursachten Schäden zu beheben. 

Hinsichtlich der durch Gebäude verursachten Luftverschmutzung wurden bei der 

schrittweisen Abschaffung luftverschmutzender Kohle- und Ölheizungen Fortschritte erzielt, 

während die durch die Verbrennung von Biomasse insbesondere bei der Verwendung veralteter, 

ineffizienter Anlagen verursachte Verschmutzung nach wie vor eine Herausforderung darstellt. 

Die Kommission wird die Einbeziehung des Null-Schadstoff-Ziels in Zielsetzungen für saubere 

Energie und Energieeffizienz, wie sie mit der Renovierungswelle, dem neuen Europäischen 

Bauhaus und der Verwertung von Bauabfällen verfolgt werden, fördern; bei der Überprüfung 

von Anforderungen an das Ökodesign und die Energieverbrauchskennzeichnung für 

Heizungsanlagen wird sie dieses Ziel insbesondere bei mit festen Brennstoffen betriebenen 

Heizungen spätestens Anfang 2024 zu einer Priorität machen.  Die EU wird die Umstellung auf 

umweltfreundlichere Energie und sauberere Gebäudeheizungen in Drittländern, insbesondere 

Nachbarschaftsländer, weiterhin unterstützen. 

Was die Raumluftqualität angeht, so nahmen die politischen Maßnahmen der EU eine Reihe 

bestimmender Faktoren in Angriff, angefangen bei der Umgebungsluft, über Baumaterialen und 

Verbraucherprodukte bis hin zu Heiz- und Kühlsystemen und dem Rauchen. Auch die 

Rechtsvorschriften zu Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz leisteten einen 

bedeutenden Beitrag zu den Fortschritten bei diesem Anliegen und werden dies mithilfe des 

nächsten strategischen Rahmens für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz auch weiterhin 

tun. Die Initiative für eine Renovierungswelle
27

 wird ermöglichen, das Thema gesunde 

Temperaturen und Feuchtigkeitsgrade in Neubauten und Gebäuden, die umfassenden 

Renovierungen unterzogen werden, anzugehen und auch das Problem der Beseitigung von 

Giftstoffen einschließlich Asbest anzupacken. Der EU fehlt jedoch ein umfassender, 

ganzheitlicher Ansatz. COVID-19 und die damit verbundenen eingeschränkten Möglichkeiten, 

nach draußen zu gehen, haben erneut bewusst gemacht, wie wichtig es ist, dass jederzeit 

sichergestellt ist, dass die Luft, die wir drinnen oder draußen einatmen, sauber ist. Mit der 

Verbesserung der Gebäudeisolierung erhält die Sicherstellung einer guten Raumluftqualität 

sogar noch größere Bedeutung. Auch Schulgebäude bedürfen besonderer Aufmerksamkeit. Die 

Kommission wird im Zusammenspiel mit der Initiative „Neues Europäisches Bauhaus“ 

Wissenslücken und politische Defizite analysieren und die Ergebnisse einschlägiger Projekte 

im Rahmen von „Horizont Europa“ berücksichtigen. Die Kommission wird dies als Grundlage 

zur Bewertung von Wegen und politischen Optionen zur Verbesserung der 

Raumluftqualität nutzen und dabei ihr Hauptaugenmerk auf die wichtigsten bestimmenden 

                                                 
25

 COM(2020)715. 
26

 Auf der Grundlage der Lärmbelastungstrends, die sich aus Lärmdaten der Mitgliedstaaten ergeben. 
27

 COM(2020) 662; Richtlinie 2010/31/EU, vgl. auch die Richtlinie 2010/31/EU über die 

Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0715&qid=1616602565729
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Faktoren und Verschmutzungsursachen richten; auch wird sie Möglichkeiten für eine höhere 

Sensibilisierung der Öffentlichkeit und die Reduzierung von Risiken erkunden.  

Ab Januar 2023 wird die überarbeitete Trinkwasserrichtlinie dank strengerer Normen für die 

Wasserqualität einen höheren Schutz der menschlichen Gesundheit bieten, indem sie gegen 

problematische Schadstoffe wie endokrine Disruptoren und Mikroplastik vorgeht und auf diese 

Weise zu noch reinerem Wasser aus dem Wasserhahn für alle – und weniger Bedarf an 

Kunststoffflaschen – führt. Die Kommission wird bis 2023 eine Bewertung dahin gehend 

vornehmen, ob in die laufende Überprüfung der Badegewässerrichtlinie
28

 neue Parameter 

einbezogen werden müssen. Im Rahmen der anstehenden Überprüfung der Richtlinie über die 

Behandlung von kommunalem Abwasser wird die Möglichkeit der Einführung einer 

dauerhaften Überwachung gesundheitsrelevanter Parameter in Abwässern geprüft werden. Dies 

könnte uns dabei helfen, uns gegen neue epidemische Bedrohungen zu wappnen.
29

 Die 

Überprüfung und, sofern maßgeblich, Modernisierung sonstiger wasser- und seerechtlicher 

Vorschriften insbesondere im Hinblick darauf, ihre Eignung zur Reduzierung chemischer 

Verunreinigungen und des Vorhandenseins von Mikroplastik zu erhöhen, wird ebenfalls zum 

Erhalt der Qualität des Wassers, das wir trinken, und der Meeresfrüchte, die wir essen, beitragen. 

Im Rahmen der Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ ermittelte die Kommission Maßnahmen, die 

den Übergang zu schadstofffreien Lebensmittelsystemen unterstützen werden, beispielsweise die 

neuen strategischen Leitlinien für die Aquakultur in der EU. Durch die auf den neuesten 

wissenschaftlichen Erkenntnissen basierende Aktualisierung des Verzeichnisses problematischer 

Stoffe für Oberflächengewässer und Grundwasser wird die Natur und die Gesundheit der 

Menschen vor den relevantesten Stoffen geschützt. Parallel dazu wird die Kommission die 

Schaffung von Emissionsüberwachungsgebieten in allen Meeresgewässern der EU
30

 weiter 

fördern, um die Luft, die wir auf Schiffen, in Hafenstädten und in Küstengebieten atmen, und die 

Qualität der Meere, in denen wir baden, zu verbessern.  

Die Kommission wird in Betracht ziehen, für ein besseres psychisches und physisches 

Wohlbefinden der Bürgerinnen und Bürger in ihrem anstehenden Vorschlag für 

rechtsverbindliche EU-Ziele zur Wiederherstellung der Natur, in der neuen Bodenschutzstrategie 

und in allen Maßnahmen zur Begrünung der Städte die Förderung schadstoffsanierter und 

renaturierter Flächen als potenzielle öffentliche Grünflächen aufzunehmen; dies wurde 

bereits in der Biodiversitätsstrategie der EU für das Jahr 2030 angekündigt. Dabei wird sie 

versuchen, soziale Ungleichheiten zu beheben und einen weitgehend gleichberechtigten Zugang 

zu grüner Infrastruktur in den Städten zu schaffen. Darüber hinaus wird die Kommission bis 

2025 eine umfassende Überprüfung der meisten EU-Abfallgesetze mit dem Ziel abschließen, 

diese Rechtsvorschriften an die Grundsätze einer sauberen, kreislaufwirtschaftlich orientierten 

Wirtschaft anzupassen; dies bedeutet, dass der Abfallvermeidung höhere Priorität eingeräumt 

wird, hochwertiges Recycling zu sauberen Sekundärrohstoff-Kreisläufen führt und Restmüll auf 

ein Minimum reduziert wird.  

Mit der Nachhaltigkeitsstrategie für Chemikalien wird die Kommission die Gesundheit der 

Menschen sowie die Umwelt besser vor gefährlichen Chemikalien schützen. Sie wird 

Maßnahmen zur schrittweisen Abschaffung der schädlichsten Chemikalien – wie endokriner 

Disruptoren und persistenter Stoffe – insbesondere in Verbraucherprodukten sowie Maßnahmen 

zur Substitution und Minimierung bedenklicher Stoffe in Wirtschaft und Gesellschaft 

vorschlagen.
31

 

                                                 
28 Vgl. Portal „Ihre Meinung zählt“. 
29

 Empfehlung der Kommission (C(2021) 1925). 
30

https://www.iiasa.ac.at/web/home/research/researchPrograms/air/Shipping_emissions_reductions_main.pdf 
31

 COM(2020)667. 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12658-Bathing-water-quality-review-of-EU-rules
https://www.iiasa.ac.at/web/home/research/researchPrograms/air/Shipping_emissions_reductions_main.pdf
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Die laufende internationale Zusammenarbeit mit der Weltgesundheitsorganisation (World 

Health Organisation, WHO) der OECD, dem Übereinkommen über weiträumige 

grenzüberschreitende Luftverunreinigung und anderen wichtigen internationalen Initiativen und 

Organisationen, darunter auch sektorspezifischen Organisationen wie der Internationalen 

Seeschifffahrtsorganisation (International Maritime Organisation, IMO) und der Internationalen 

Zivilluftfahrt-Organisation (International Civil Aviation Organisation, ICAO), wird intensiviert. 

Zusätzlich zum EU-Ziel einer Senkung der Antibiotikaverkäufe wird die Kommission im 

Hinblick auf die Wasser- und Bodenverunreinigung durch Arzneimittel die internationale 

Zusammenarbeit bei der Bewältigung von Umweltrisiken in anderen Ländern fördern, in denen 

Arzneimittelemissionen aus der Herstellung und aus anderen Quellen unter anderem zur 

Verbreitung von Antibiotikaresistenzen beitragen können.
32

 

Leitinitiative 1: Abbau gesundheitlicher Ungleichheit durch die Null-Schadstoff-Strategie 

Ab 2022 wird die Kommission sicherstellen, dass in das angekündigte Register der 

Ungleichheiten bei der Krebsbekämpfung und den Demografie-Atlas regelmäßig Daten aus 

der Schadstoffüberwachung und Prognosen eingespeist werden und dass bis 2024 auch die 

Notwendigkeit eines Registers für Ungleichheiten bei anderen, durch Umweltverschmutzung 

bedingten Krankheiten bewertet wird; dieses Register soll Entwicklungen, Unterschiede und 

Ungleichheiten zwischen EU-Regionen aufdecken, damit Interventionen auf EU, nationaler und 

lokaler Ebene gezielt eingesetzt werden können. Mit dem Register erhalten die Menschen auch 

die Möglichkeit, zu vergleichen, wie stark die Umweltverschmutzung in den verschiedenen 

Regionen, in denen sie leben, studieren und arbeiten, ihre Gesundheit beeinträchtigt. 

 

Leitinitiative 2: Unterstützung der Null-Schadstoff-Maßnahme für Städte 

Im Rahmen des zukünftigen Europäischen Jahrs für grünere Städte
33

 wird die Kommission unter 

Nutzung von Synergien mit der im Rahmen von Horizont Europa
34

 geplanten Mission 

„Klimaneutrale und intelligente Städte“, mit dem Konvent der Bürgermeister, der Überarbeitung 

des Pakets zur Mobilität in der Stadt und der Initiative „Neues Europäisches Bauhaus“ zentrale 

Bedürfnisse im Bereich Begrünung der Städte und Innovation zur Vermeidung von 

Umweltverschmutzung, auch in Innenräumen, ermitteln. Im Jahr 2024 werden Städte, die für 

den Zeitraum 2021-2023 bei der Reduzierung von Luft-, Wasser- und Bodenverunreinigung die 

größten Fortschritte melden, von der Kommission ausgezeichnet. Dadurch können die Menschen 

von den Maßnahmen gegen Umweltverschmutzung profitieren, die auf ihr unmittelbares 

örtliches Umfeld zugeschnitten sind.  

2.3. Leben innerhalb der Belastbarkeitsgrenzen des Planeten 

Um unseren ökologischen Fußabdruck innerhalb der Grenzen zu halten, die unser Planet – und 

somit die Menschheit – bewältigen kann
35

, müssen wir die bestehenden EU-Rechtsrahmen 

zum Schutz von Luft, Binnengewässern, Meeren und Ozeanen schneller und besser 

umsetzen und gleichzeitig mit hoher Dringlichkeit auf einen Rahmen zur regelmäßigen 

Bewertung der Böden in der EU hinarbeiten sowie Maßnahmen zur Bekämpfung von 

Bodenverunreinigung und -degradation auf allen Ebenen treffen.  

                                                 
32

 COM(2020)761; COM(2019) 128. 
33

 Geplant für 2022, hängt von der Dauer des Mitentscheidungsverfahrens ab. 
34

 https://ec.europa.eu/info/horizon-europe/missions-horizon-europe/assessment-criteria_en. 
35

 EUA-Bericht Nr. 1/2020: Is Europe living within the limits of our planet (Lebt Europa innerhalb der 

Belastbarkeitsgrenzen unseres Planeten)? 

https://www.eea.europa.eu/publications/is-europe-living-within-the-planets-limits
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Unter dem Gesichtspunkt der Luftqualität wird die Kommission gemeinsam mit den 

Mitgliedstaaten die nationalen Luftreinhalteprogramme und Reduktionsverpflichtungen 

verfolgen; so soll sichergestellt werden, dass die Richtlinie über nationale 

Emissionshöchstmengen (NEC-Richtlinie) vollständig umgesetzt wird und somit die Zahl der 

Land- und Süßwasserökosysteme, in denen die biologische Vielfalt durch 

luftverschmutzungsbedingte Eutrophierung gefährdet ist, bis 2030 um 25 % verringert 

wird.
36

  

Was die Verschmutzung von Binnengewässern und Meeren betrifft, so würde die Erreichung 

eines „guten Zustands“ nach der Wasserrahmenrichtlinie und der Meeresstrategie-

Rahmenrichtlinie bewirken, dass die EU der Verwirklichung des Null-Schadstoff-Ziels für alle 

Wasserökosysteme nahe kommt.  

Die 2019 durchgeführte Bewertung ergab jedoch, dass die Umsetzung der Rechtsvorschriften 

zu Binnengewässern
37

 weiterhin unzureichend ist, wobei dies auf Faktoren wie fehlende 

Investitionen, die begrenzte Einbeziehung von Wasserschutzzielen in andere Politikbereiche, die 

schleppende Durchführung von Maßnahmen und die Notwendigkeit einer besseren Bekämpfung 

chemischer Verunreinigungen zurückzuführen ist. Das Hauptaugenmerk wird somit auf einer 

strengeren Umsetzung liegen. Die Kommission will insbesondere sicherstellen, dass die 

Mitgliedstaaten einen nachhaltigen, effizienten Wasserverbrauch fördern, Wasserverschmutzung 

entgegenwirken und allen Verbrauchern und Verschmutzern, einschließlich der Industrie, 

Landwirtschaft und Privathaushalte, Wasserkosten sozial gerecht in Rechnung stellen und die 

Einnahmen optimal für nachhaltige Investitionen nutzen.
38

 Ferner wird sie eine bessere 

Überwachung und Reduzierung der Verschmutzung von Oberflächengewässern und 

Grundwasser durch wesentliche Stoffe unterstützen.  

Die Ziele der geplanten Mission „Gesunde Ozeane, Meere, Küsten- und Binnengewässer“ 

werden darin bestehen, Innovationen zu fördern und die Durchführung der politischen Strategien 

und Rechtsvorschriften der EU zu unterstützen, damit Ozeane, Meere und Binnengewässer 

gesund und schadstofffrei werden. Zur Förderung einer schrittweisen Verlagerung auf den 

schadstofffreien Binnenschiffsverkehr als alternativem Verkehrsträger wird die Kommission 

darüber hinaus einen „Aktionsplan für die Binnenschifffahrt 2021-2027“ (NAIADES III)
39

 

einführen. 

Die Kommission wird bis 2023 die Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie überarbeiten und dabei 

den Stand der Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften zur Bekämpfung der 

Hauptverschmutzungsquellen sowie die Notwendigkeit einer Reduzierung von Kunststoff- und 

anderen Abfällen, Unterwasserlärm und sonstigen Verunreinigungen berücksichtigen. Auf 

dem Erfolg der kürzlich vereinbarten EU-Schwellenwerte für Strandabfälle
40

 aufbauend wird die 

Kommission gemeinsam mit den Mitgliedstaaten EU-weite Höchstwerte für den durch 

Seeverkehr, Bau- und Baggerarbeiten sowie andere Offshore-Aktivitäten verursachten 

Unterwasserlärm ausarbeiten.  

Die anstehende Überprüfung der Richtlinie über die Behandlung von kommunalem 

Abwasser
41

 wird zusammen mit der Evaluierung der Klärschlammrichtlinie
42

 einen Beitrag 

                                                 
36 Richtlinie (EU) 2016/2284. Luftverschmutzung trägt zur Eutrophierung bei, durch die ein Übermaß des 

Nährstoffes Stickstoff in Böden und Gewässern angereichert wird. 
37

 SWD(2019) 439 und SWD(2020) 259.  
38

 Richtlinie 2000/60/EG, Artikel 9. 
39

 Vgl. Portal „Ihre Meinung zählt“. 
40

 Weniger als 20 Abfallartikel pro 100 m Küstenlinie – siehe auch https://ec.europa.eu/jrc/en/news/eu-

member-states-agree-threshold-value-keep-europe-s-beaches-clean. 
41

 Vgl. Portal „Ihre Meinung zählt“.  
42

 Vgl. Portal „Ihre Meinung zählt“. 

https://myintracomm-collab.ec.europa.eu/projects/ENVZP/draftingteam/Shared%20Documents/01-reference%20documents/VM%20JDE%20MK/‘Have%20your%20say’%20portal
https://ec.europa.eu/jrc/en/news/eu-member-states-agree-threshold-value-keep-europe-s-beaches-clean
https://ec.europa.eu/jrc/en/news/eu-member-states-agree-threshold-value-keep-europe-s-beaches-clean
https://myintracomm-collab.ec.europa.eu/projects/ENVZP/draftingteam/Shared%20Documents/01-reference%20documents/VM%20JDE%20MK/‘Have%20your%20say’%20portal
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12328-Evaluation-of-the-Sewage-Sludge-Directive-86-278-EEC-
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zu ehrgeizigeren Zielen bei der Beseitigung von Nährstoffen aus dem Abwasser und bei der für 

die Wiederverwendung erforderlichen Wasseraufbereitung und Klärschlammbehandlung leisten 

und damit eine stärker an der Kreislaufwirtschaft orientierte, weniger Umweltverschmutzung 

verursachende Landwirtschaft fördern. Ein weiteres Thema der Überprüfung werden neu 

auftretende Schadstoffe wie Mikroplastik und Mikroverunreinigungen einschließlich 

Arzneimitteln sein. Zudem sollen Schritte zur Erreichung von Energieeffizienz und CO2-

Neutralität sowie einer besseren Anwendung des Verursacherprinzips unternommen werden. 

Auch die Verbesserung des Zugangs zu Justiz, sanitären Einrichtungen für alle und 

Informationen wird Gegenstand der Überprüfung sein. Auch die konkrete Umsetzung des 

künftigen Aktionsplans für integriertes Nährstoffmanagement wird im Rahmen der 

Überprüfung gefördert werden; dieser Aktionsplan beinhaltet eine ganzheitliche 

Herangehensweise an eine schon lange bestehende ökologische Herausforderung, die 

Maximierung von Synergien zwischen verschiedenen politischen Strategien und die 

bestmögliche Nutzung der grünen Architektur der neuen Gemeinsamen Agrarpolitik, wobei sich 

insbesondere der Instrumente der Konditionalität und der Öko-Regelungen bedient wird. Wie in 

der Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ und der Biodiversitätsstrategie bereits angekündigt, soll 

die Verschmutzung von Luft, Wasser und Boden durch Pestizide verringert werden, indem 

ihr allgemeiner Einsatz und die damit verbundenen Risiken bis 2030 um 50 % gesenkt werden, 

wobei dies auch die gefährlichsten dieser Stoffe einschließt. Erreicht werden soll dieses Ziel 

durch eine bessere Nutzung des integrierten Pflanzenschutzes, die Überarbeitung der Richtlinie 

über die nachhaltige Verwendung von Pestiziden, die Förderung agrarökologischer Verfahren 

unter Einschluss des ökologischen Landbaus und die Vermeidung des Einsatzes chemischer 

Pflanzenschutzmittel in sensiblen Gebieten. Neben der Verringerung der Risiken für die 

menschliche Gesundheit und die Umwelt sinken dadurch auch die Kosten für die 

Trinkwasserbehandlung. Innovative Techniken, unter anderem aus der Biotechnologie, könnten 

ebenfalls dazu beitragen, die Abhängigkeit von Pestiziden zu verringern.
43

 

Durch die geplante „Mission im Bereich Bodengesundheit und Ernährung“ wird gemeinsam 

mit der landwirtschaftlichen Europäischen Innovationspartnerschaft (EIP AGRI) die 

flächendeckende Nutzung von Methoden zur Reduzierung von Pestiziden und Nährstoffen 

vorangebracht, indem Innovationen und Wissensaustausch gefördert werden. Mit dieser Mission 

soll sichergestellt werden, dass bis 2030 auch dank eines spezifischen Ziels zur Senkung der 

Bodenverunreinigung und Steigerung der Bodensanierung 75 % der Böden gesund sind. 

Im Rahmen der geplanten EU-Bodenstrategie wird die Kommission Maßnahmen entwickeln, 

mit denen die Anstrengungen zur Feststellung, Untersuchung, Bewertung und Sanierung von 

kontaminierten Flächen (Altlasten) erheblich gesteigert werden, damit die Bodenverunreinigung 

bis 2050 kein Gesundheits- oder Umweltrisiko mehr darstellt. Neue Bodenverunreinigungen 

sind möglichst weitgehend zu vermeiden; treten sie aber trotz präventiver und sonstiger 

Maßnahmen auf, sollte umgehend gegen die Risiken vorgegangen werden. Schätzungen zufolge 

sind in der gesamten EU 2,8 Millionen Flächen potenziell kontaminiert, von denen 390 000 

voraussichtlich saniert werden müssen. Bis 2018 wurde nur für ca. 65 500 Flächen eine 

Sanierung gemeldet.
44

 Es ist äußerst wichtig, dass in allen Mitgliedstaaten ein Register 

(potenziell) kontaminierter Flächen existiert, dass die Anstrengungen zur Sanierung dieser 

Flächen verstärkt und klare Kriterien für eine Priorisierung von Dekontaminierungen erarbeitet 

werden. Bei dem anstehenden Vorschlag für rechtsverbindliche EU-Ziele zur 

Wiederherstellung der Natur wird die Sanierung geschädigter Boden-Ökosysteme thematisiert 

werden. Die Kommission wird darüber hinaus eine EU-Beobachtungsliste für wesentliche 

                                                 
43

 https://ec.europa.eu/food/plant/gmo/modern_biotech/new-genomic-techniques_en 
44

 Gemeinsame Forschungsstelle (2018). Status of local soil contamination in Europe (Stand der örtlichen 

Bodenkontamination in Europa).   
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Bodenschadstoffe sowie Leitlinien entwickeln, beispielsweise für einen Pass zur sicheren, 

nachhaltigen und kreislauforientierten Nutzung von Bodenaushub auf der Grundlage der in 

den Mitgliedstaaten gesammelten Erfahrungen, soweit solche bestehen. Zum besseren 

Verständnis des Problems diffuser Bodenverunreinigung in der EU arbeitet die Kommission 

daran, ein Null-Schadstoff-Modul in die künftige LUCAS-Erhebung
45

 aufzunehmen. Die 

Verfügbarkeit und Bekanntheit öffentlicher und privater Finanzierungsmöglichkeiten für die 

Feststellung, Untersuchung und Sanierung verunreinigter Böden wird gefördert und unterstützt. 

International wird die EU globale und regionale grenzübergreifende Kooperationen im 

Wasserbereich
46

 fördern und mit wichtigen Partnern auf bilateraler Ebene zusammenarbeiten. 

Sie wird auch künftig die Zusammenarbeit zwischen maßgeblichen regionalen Foren 

unterstützen, beispielsweise in europäischen Flusseinzugsgebieten (Rhein, Donau) und sich 

weiter für die Einführung und Umsetzung des UNECE-Übereinkommens zum Schutz und zur 

Nutzung grenzüberschreitender Wasserläufe und internationaler Seen auf globaler Ebene 

einsetzen. Die Kommission wird die Internationale Meerespolitik weiterhin stärken und 

Partnerländer dabei unterstützen, sicherzustellen, dass die Ozeane sauber und gesund sind und 

nachhaltig bewirtschaftet werden.
47

 Die EU wird ferner die Koordinierung der gemeinsamen 

Messung, Bewertung und Beseitigung verschiedener Arten der Verschmutzung regionaler 

Meeresbecken unterstützen. Verschiedene regionale Fluss- und Meeresbecken sind darüber 

hinaus von Altlasten betroffen, die zum Teil noch mit dem 2. Weltkrieg
48

 zusammenhängen und 

sich in Sedimenten angesammelt haben; sie stellen erhebliche Risiken für Wasserökosysteme, 

aber, über Fisch und Schalentiere, auch für die menschliche Gesundheit dar. Die EU wird zudem 

ihr Engagement mit Drittländern für die Bekämpfung von Abfällen im Meer verstärken. Eine 

weitere Priorität wird die engere Zusammenarbeit in der Mittelmeerregion sein, wobei 

insbesondere das Übereinkommen von Barcelona und die zugehörigen Protokolle sowie die 

Union für den Mittelmeerraum eine wichtige Rolle spielen werden. In der IMO lenkt die EU 

darüber hinaus die Entwicklungen zur Regulierung der Einleitungen aus mit 

Abgasreinigungsanlagen ausgestatteten Schiffen in das Meer.
49

 Sie wird die Unterstützung der 

Globalen Bodenpartnerschaft zur weiteren Verhinderung von Bodenverunreinigungen und 

Minimierung der Risiken aus Altlasten in Böden fortführen.   

                                                 
45

 Flächenstichprobenerhebung über die Bodennutzung/-bedeckung. 
46

 U. a. mittels Nutzung regionaler Kooperationsinstrumente wie makroregionalen Strategien der EU oder Interreg-

Programmen. 
47

 JOIN(2016) 49. 
48

 Eine derzeit laufende Studie zu nicht detonierter Munition unter Wasser liefert vielleicht weitere maßgebliche 

Erkenntnisse und eine Grundlage für mögliche weitere EU-Maßnahmen zur Unterstützung betroffener 

Mitgliedstaaten. 
49

 Derartige, auch Scrubber genannte Systeme dienen zur Reduzierung luftverschmutzender Emissionen, jedoch 

können aus diesen Systemen stammende Einleitungen die Meeresumwelt schädigen. 

https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/LUCAS_-_Land_use_and_land_cover_survey
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Leitinitiative 3: Förderung des Null-Schadstoff-Ziel in den Regionen 

Die Kommission wird in Zusammenarbeit mit dem Ausschuss der Regionen bis 2024 ein 

Scoreboard für die Umweltleistung“
50

 der EU-Regionen vorstellen, mit dem insbesondere die 

Anstrengungen der EU-Regionen zur Erreichung der in diesem Aktionsplan und in anderen 

Strategien gesetzten, für die Umweltverschmutzung relevanten Ziele gemessen werden. Es wird 

die Grundlage für die Anerkennung der besten Leistungen und die Verleihung einer 

Auszeichnung für die Grüne Region des Jahres, möglicherweise im Kontext der 

REGIOSTARS-Auszeichnung, bilden. Die Bürgerinnen und Bürger werden in der Lage sein, die 

im Verlauf der Zeit erzielten Fortschritte zu kontrollieren und ebenfalls einen Wettlauf zur 

Erreichung des Null-Schadstoff-Ziels mit neuen touristischen und geschäftlichen Chancen zu 

eröffnen. 

2.4. Das Ziel: Null Schadstoffe aus Produktion und Konsum 

Damit die EU ihr Null-Schadstoff-Ziel erreichen kann, sind in enger Verbindung mit dem 

Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft nachhaltigere industrielle Systeme
51

, 

umweltverträglichere Technologien, weniger Umweltverschmutzung verursachende 

Geschäftsmodelle und Konsumgewohnheiten, eine schnellere Einführung des 

Verursacherprinzips und eine weitere Anwendung der erweiterten Herstellerverantwortung 

erforderlich.   

Die Richtlinie über Industrieemissionen
52

 ist das Hauptinstrument zur Regulierung der von 

den mehr als 52 000 größten Industrieanlagen der EU ausgehenden Schadstoffemissionen in 

Luft, Wasser und Boden. Nach der Richtlinie über Industrieemissionen wird die Erteilung von 

Genehmigungen für Industrieanlagen von der Bedingung abhängig gemacht, dass die Anlage 

den besten verfügbaren Techniken (BVT) entspricht. Mit dieser Auflage wurde die Industrie auf 

eine schrittweise Reduzierung der Emissionen hingelenkt und ein Beitrag zu gleichen 

Rahmenbedingungen geleistet. Große Feuerungsanlagen beispielsweise stoßen heute siebenmal 

weniger Luftschadstoffe aus als vor zwanzig Jahren. Allerdings verursachen Luftemissionen aus 

unter die Richtlinie über Industrieemissionen fallenden Anlagen immer noch einen Schaden von 

knapp 100 Mrd. EUR pro Jahr.
53

 Dies erfordert fortgesetzte Anstrengungen zur Senkung der 

verbleibenden Emissionen – auch in Wasser und Boden – und zur Gewährleistung, dass 

maßgebliche Betreiber großer Industrieanlagen und besonders gefährlicher Betriebe die 

Verunreinigungen beseitigen, die durch ihre industriellen Tätigkeiten oder durch große 

Betriebsunfälle verursacht werden. 

Im Anschluss an die kürzlich erfolgte Evaluierung der Richtlinie über Industrieemissionen
54

 

wird die Kommission in Anbetracht dessen, dass neue Technologien oder 

Herstellungsverfahren häufig eine Reduzierung der Emissionen sowohl von Schadstoffen als 

auch von Treibhausgases erlauben, die Vorschriften der Europäischen Union über 

Industrieemissionen 
55

 überarbeiten, und zwar auch im Hinblick auf Sektoren, die bislang 

nicht abgedeckt werden. Mit der Überarbeitung wird angestrebt, die Nutzung von Innovationen 

                                                 
50

 Aufbauend auf bestehenden Plattformen wie Quality of life in European cities survey, 2020 (Erhebung zur 

Lebensqualität in europäischen Städten) oder Knowledge Centre for Territorial Policies (Wissenszentrum für 

territoriale Politik).  
51

 In Verbindung mit der neuen Industriestrategie für Europa. 
52

 Richtlinie 2010/75/EU. 
53

 (SWD(2020) 181. 
54

 Wood (2021): Wider environmental impacts of industry decarbonisation (Umfassendere Umweltauswirkungen 

der Dekarbonisierung der Industrie Studienabschlussbericht). 
55

 Richtlinie 2010/75/EU und Verordnung (EG) Nr. 166/2006.  

https://ec.europa.eu/regional_policy/en/information/maps/quality_of_life/
https://knowledge4policy.ec.europa.eu/territorial_en
https://circabc.europa.eu/ui/group/06f33a94-9829-4eee-b187-21bb783a0fbf/library/c027a361-02da-49f4-b187-63f9e429561d/details
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zur Erreichung von Schadstofffreiheit zu beschleunigen, gleiche Rahmenbedingungen auch für 

andere, stark umweltverschmutzende Branchen zu schaffen, den Zugang der Öffentlichkeit zu 

Informationen, ihre Beteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten zu 

verbessern und den Vergleich der Leistungen der Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung von 

Industrieemissionen zu erleichtern. Eine neue Beobachtungsstelle für Innovationen wird im 

Rahmen der Industrieemissionsrichtlinie eine wichtige Rolle bei der Überprüfung von 

Innovationen und einer beschleunigten Ermittlung neuer Techniken spielen. Digitalisierung, 

Datenverarbeitung und neue innovative Herangehensweisen, wie Fernerkundung, künstliche 

Intelligenz und maschinelles Lernen, können dafür genutzt werden, bei der Vorgehensweise von 

Aufsichtsbehörden und Industrie in der Bekämpfung von Industrieemissionen mehr Tempo und 

einen generellen Wandel zu bewirken. Um bis 2050 eine „Abfalldeponierung und 

Abwassereinleitung nahe Null“ erzielen zu können, werden die im Rahmen von „Horizont 

Europa“ geschaffenen Partnerschaften „Processes4Planet“, „Circular Bio-based Europe“ und 

„Clean Steel“ Wege erkunden, um bahnbrechende Technologien und stärker systemisch 

ausgerichtete Lösungen, wie industrielle Symbiosen und kreislauforientierte Lieferketten, bei 

denen die Abfälle oder Nebenprodukte einer Branche oder kleiner und mittlerer Unternehmen 

(KMU) zum Rohstoff einer anderen Branche werden, zu unterstützen. Der Industrie-

Technologie-Fahrplan zu kreislauforientierten Wirtschaftszweigen im Rahmen des neuen EFR 

wird Belege bereitstellen und Investitionsagenden vorschlagen.
56

 

Die Einbeziehung des Null-Schadstoff-Ziels in Produktion und Konsum bedeutet auch, dass 

Chemikalien, Materialien und Produkte so sicher und nachhaltig wie möglich gestaltet sein und 

dies während ihres Lebenszyklus auch bleiben müssen
57

, sodass nichttoxische Materialkreisläufe 

entstehen. Die Kommission hat bereits den neuen Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft und 

die Nachhaltigkeitsstrategie für Chemikalien angenommen und mehrere andere Initiativen zur 

Bewältigung dieser Herausforderungen auf dem Gebiet der Umweltverschmutzung angekündigt. 

Mit der Initiative für eine nachhaltige Produktpolitik soll dafür gesorgt werden, dass in der 

EU in Verkehr gebrachte Produkte immer nachhaltiger werden und in der Kreislaufwirtschaft 

bestehen können, sodass sowohl Produktion als auch Konsum umweltfreundlicher werden und 

Abfall und Umweltverschmutzung auf ein Minimum reduziert werden. Die Methoden zur 

Berechnung des Umweltfußabdrucks von Produkten und des Umweltfußabdrucks von 

Organisationen
58

 fördern einen transparenten, soliden, systematischen und ganzheitlich 

ausgerichteten Vergleich von Produkten und Organisationen auf dem EU-Markt. Neben 

mehreren Maßnahmen zur Bewältigung der festgestellten ökologischen Herausforderungen 

aufgrund pharmazeutischer Erzeugnisse mittels Umsetzung der Arzneimittelstrategie und des 

strategischen Ansatzes der EU für Arzneimittel in der Umwelt
59

 sind spezifische Maßnahmen 

zur Bewältigung der Umweltverschmutzung durch Mikroplastik
60

, persistente organische 

Schadstoffe (persistent organic pollutants, POPs)
61

 in Abfällen und schädliche, persistente 

Stoffe wie Per- und Polyfluoralkylsubstanzen (PFAS) in Produkten bei allen nicht 

wesentlichen Verwendungszwecken vorgesehen.
62

 Die Kommission wird darüber hinaus 

öffentliche und private Wirtschaftsteilnehmer dazu auffordern, „Null-Schadstoff-

                                                 
56

 COM(2020) 628 final. 
57

 Briefing der EUA (2021): „Safe and sustainable by design“ (Inhärent sicher und nachhaltig); Mapping study for 

the development of sustainable-by-design criteria (Mapping-Studie zur Entwicklung von Kriterien für ein 

nachhaltiges Design) (21. April 2021) - https://op.europa.eu/s/o9e2  
58

 https://ec.europa.eu/environment/eussd/smgp/ 
59

 COM(2020) 761, COM(2019) 128. 
60

 Vgl. Portal „Ihre Meinung zählt“.   
61

 Vgl. Portal „Ihre Meinung zählt“. 
62

 COM(2020) 667 final. 

https://www.eea.europa.eu/themes/human/chemicals/delivering-products-that-are-safe
https://op.europa.eu/s/o9e2
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12823-Umweltverschmutzung-durch-Mikroplastik-Ma%C3%9Fnahmen-zur-Eindammung-der-Umweltfolgen_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12411-Gefahrliche-Abfalle-aktualisierte-Konzentrationsgrenzwerte-fur-chemische-Schadstoffe_de
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Versprechen“
63

 abzugeben; damit sollen Verbraucher angeregt werden, weniger 

umweltschädliche Produkte und Dienstleistungen zu wählen, beispielsweise solche, die das EU-

Umweltzeichen tragen. Diese Versprechen wird es für den stationären Handel und den Online-

Markt auf der Grundlage überprüfbarer, transparenter Aussagen geben, zu denen auch die 

künftige Initiative für Umweltaussagen beitragen wird.  

Umweltverschmutzung mit dem richtigen Preis zu belegen und Anreize für Alternativen zu 

schaffen, wie es das Verursacherprinzip verlangt, kann ein wichtiger Antriebsfaktor für mehr 

Umweltfreundlichkeit in Produktion und Konsum sein.
64

 Heute wird der Umweltverschmutzung 

trotz zahlreicher Aufrufe immer noch überwiegend mittels Regulierung begegnet und ihre 

externen Kosten werden nicht vollständig internalisiert. Es gibt noch Spielraum für die 

Förderung eines weiteren Einsatzes von Preisinstrumenten.
65

 Zur Unterstützung dieses Prozesses 

wird die Kommission Empfehlungen für die weitere Förderung maßgeblicher Instrumente 

und Anreize zur besseren Umsetzung des Verursacherprinzips und folglich zur 

endgültigen Einstellung einer „Umweltverschmutzung zum Nulltarif“ annehmen und damit 

eine Folgemaßnahme zum in Kürze erwarteten Bericht des Europäischen Rechnungshofes auf 

den Weg bringen. Zwischenzeitlich wird sie Überlegungen anstellen, in welcher Weise die 

Überarbeitung der Energiebesteuerungsrichtlinie Hilfestellung dabei leisten kann, Nutzer zur 

Wahl weniger umweltschädlicher Energiequellen anzuregen.  

Parallel zu weltweiten Anstrengungen im Rahmen des Übereinkommens von Minamata wird die 

Kommission 2022 die Quecksilberverordnung
66

 überarbeiten, mit dem Ziel der schrittweisen 

Einstellung der Verwendung von Dentalamalgam und des Verbots der Herstellung von und des 

Handels mit einer Reihe von mit Quecksilber versetzten Produkten einschließlich bestimmter 

Lampen. Dies wird in Verbindung mit maßgeblichen EU-Instrumenten, unter anderem der 

Verordnung über die Beschränkung der Verwendung bestimmter gefährlicher Stoffe
67

, 

geschehen.  

Das Ziel der Seveso-III-Richtlinie
68

 besteht darin, die Gefahr schwerer Unfälle mit gefährlichen 

Stoffen zu beherrschen; die Richtlinie spielt folglich eine wichtige Rolle dabei, die hoch 

industrialisierte EU auf das Ziel „Null Schadstoffemissionen durch Betriebsunfälle“ 

hinzusteuern. In den letzten zehn Jahren ereigneten sich in den ca. 12 000 unter die Richtlinie 

fallenden in der EU ansässigen Betrieben, in denen gefährliche Stoffe verwendet werden, 

weniger als 30 schwere Unfälle pro Jahr, mit immer geringeren Auswirkungen. Die Kommission 

wird ihre Unterstützung von Mitgliedstaaten, beispielsweise bei der Beurteilung der Risiken von 

Betrieben und der Folgen von Unfällen, weiter konsolidieren. Dies stellt auch eine Ergänzung 

des Katastrophenschutzverfahrens der Union
69

 dar. 

Auf internationaler Ebene wird die EU ihre Unterstützung für die Arbeit an besten verfügbaren 

Techniken (BVT) im Rahmen verschiedener multilateraler Umweltschutzverträge, wie den 

                                                 
63

 Diese Versprechen werden die Initiative „Green Consumption Pledge“ und Zusicherungen im Rahmen des 

europäischen Klimapakts ergänzen, dabei werden mit beiden Synergien angestrebt. 
64

 Artikel 191 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 
65

 2019 betrug der Anteil der Umweltsteuern an den gesamten Einnahmen in der EU-27 weniger als 6 %; dies 

entsprach weniger als 2,5 % des BIP. 78 % der Umweltsteuern basieren auf Energiebesteuerung, 19 % auf 

Verkehrssteuern und nur 3 % auf Umweltverschmutzung und Ressourcen. Diese Zahlen blieben in den vergangenen 

beiden Jahrzehnten relativ stabil. 
66

 Verordnung (EU) 2017/852. 
67

 Richtlinie 2011/65/EU. 
68

 Richtlinie 2012/18/EU. 
69

 Beschluss (EU) 2013/1313. „Overview of natural and man-made disaster risks the EU may face“ (Überblick über 

die Risiken, die für die EU von Naturkatastrophen und von vom Menschen verursachten Katastrophen ausgehen), 

SWD(2020)330. Notfalldienste arbeiten im Rahmen des Katastrophenschutzverfahrens der Union zusammen daran, 

Umweltverschmutzungen durch Betriebsunfälle und Unfälle auf See sowie andere von vom Menschen verursachte 

Katastrophen und Naturkatastrophen zu verhindern und zu beseitigen. 
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Übereinkommen von Stockholm und Minamata, sowie des BVT-Projekts der OECD 

fortführen. Sie wird ferner aktiv zur Überprüfung des Kiew-Protokolls über Register zur 

Erfassung der Freisetzung und Verbringung von Schadstoffen beitragen, um Kenntnisse 

über Höhe und Entwicklungen der Industrieemissionen zu sammeln. Zur weiteren 

Verringerung des externen ökologischen Fußabdrucks der EU wird die Kommission eine 

ehrgeizige Überprüfung der Verordnung über die Verbringung von Abfällen mit dem Ziel 

einer besseren Überwachung von Abfallausfuhren, der Sicherstellung einer nachhaltigen 

Behandlung von Abfällen und zur Einschränkung der Ausfuhr von Abfällen mit schädlichen 

Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit in Drittländer vorschlagen. Beispielsweise 

werden Altfahrzeuge, die gefährliche Abfälle darstellen und nicht in Länder ausgeführt werden 

dürfen, die nicht der OECD angehören, häufig als gebrauchte Fahrzeuge gekennzeichnet und 

rechtswidrig ausgeführt.
70

 Dies führt zu schweren Umweltgefährdungen, ausgelöst durch den 

unsachgemäßen Umgang mit diesen Fahrzeugen.
71

 Die EU wird weitere Partnerschaften mit 

Schlüsselländern eingehen, um den illegalen Abfallhandel zu bekämpfen und die inner- und 

interregionale Zusammenarbeit zu erleichtern. 

Leitinitiative 4:  Erleichterung der Null-Schadstoff-Optionen 

Ab dem Jahr 2022 wird die Kommission Akteure des öffentlichen und privaten Sektors zu 

„Null-Schadstoff-Versprechen“ ermutigen, um die besten verfügbaren Optionen für ein 

„Abfallaufkommen nahe Null“ und generell Produkte und Dienstleistungen zu fördern, die 

während ihrer gesamten Lebensdauer nachweislich weniger umweltschädlich sind; dabei 

soll der Schwerpunkt auf Produkten und Dienstleistungen mit dem EU-Umweltzeichen liegen, 

und es sollen auch touristische Beherbergungsbetriebe sowie weniger toxische Chemikalien und 

Werkstoffe einbezogen werden.
72

 Dadurch erhalten die Menschen mehr Angebote und 

Informationen über umweltfreundlichere Optionen. 

3. GEMEINSAME GESTALTUNG DES NULL-SCHADSTOFF-WANDELS 

3.1. Sicherstellung einer strengeren Umsetzung und Durchsetzung 

Laut der zweiten Überprüfung der Umsetzung der Umweltpolitik
73

 kostet die derzeitige 

lückenhafte Umsetzung des EU-Umweltrechts die Gesellschaft insgesamt etwa 55 Mrd. EUR 

pro Jahr, wobei 69 % der Kosten auf die unzureichende Umsetzung von Gesetzen in den 

Bereichen Luft, Lärm, Wasser sowie Industrieemissionen/Betriebsunfälle zurückzuführen sind.
74

   

Bezüglich der Um- und Durchsetzung wird die Kommission den Schwerpunkt ihrer Arbeit 

zunehmend darauf konzentrieren, sicherzustellen, dass sämtliche EU-Rechtsvorschriften zur 

Vermeidung von Umweltverschmutzung wirkungsvoll erfüllt werden und den angestrebten 

Nutzen für Umwelt und Gesundheit erbringen. Dazu gehört unter anderem, gemeinsam mit den 

Mitgliedstaaten in den vorgeschalteten Bereichen tätig zu werden, damit eine rasche und präzise 

Umsetzung gewährleistet wird und alle verfügbaren Instrumente gefördert werden. 

                                                 
70

 Die EU ist weltweit der größte Exporteur von Gebrauchtfahrzeugen, insbesondere nach Westafrika und 

Osteuropa, in den Kaukasus und nach Zentralasien. Vgl. https://www.unenvironment.org/news-and-stories/press-

release/new-un-report-details-environmental-impacts-export-used-vehicles  
71

 Einschließlich unsicheren Umgangs mit Öl, Bleibatterien und unkontrollierten Verbrennens von 

Kunststoff/Gummi. 
72

 Soweit relevant in Synergie mit dem europäischen Klimapakt und anderen einschlägigen Initiativen. 
73

 COM(2019) 149 final. 
74

 COWI/EUNOMIA (2019): „The costs of not implementing EU environmental law“, Studienabschlussbericht (Die 

Kosten der Nicht-Umsetzung des EU-Umweltrechts). 

https://www.unenvironment.org/news-and-stories/press-release/new-un-report-details-environmental-impacts-export-used-vehicles
https://www.unenvironment.org/news-and-stories/press-release/new-un-report-details-environmental-impacts-export-used-vehicles
https://ec.europa.eu/environment/eir/pdf/study_costs_not_implementing_env_law.pdf
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Zur Verbesserung der Einhaltung der EU-Rechtsvorschriften zur Vermeidung von 

Umweltverschmutzung seitens sämtlicher maßgeblicher nationaler Behörden wird die 

Kommission: 

 im Hinblick auf die Entwicklung neuer, die gesamte Vollzugskette umfassender 

gemeinsamer Maßnahmen eine bessere Zusammenarbeit zwischen nationalen Behörden 

und den europäischen Netzen der in Umweltsachen tätigen Agenturen, Inspektoren, 

Umweltprüfer, Polizeibeamten, Staatsanwälte und Richter im Rahmen des Forums 

für den Vollzug des Umweltrechts und Umweltordnungspolitik
75

 fördern; 

 Umwelt- und andere Durchsetzungsbehörden (z. B. für die EU-Rechtsvorschriften in den 

Bereichen Verkehr, Energie, Landwirtschaft, Fischerei, Meeresüberwachung oder 

Verbraucherschutz zuständige Behörden) zum Austausch über bewährte Verfahren und 

die Ausarbeitung sektorübergreifender Maßnahmen zur Durchsetzung der 

Rechtsvorschriften mit dem Ziel einer „Null-Toleranz“ für Umweltverschmutzung 

auf nationaler und grenzüberschreitender Ebene zusammenbringen;   

 den horizontalen Rechtsrahmen mittels Stärkung der Richtlinie über den 

strafrechtlichen Schutz der Umwelt
76

 verbessern; 

 bis 2023 die Zweckdienlichkeit der Richtlinie über Umwelthaftung
77

 einschließlich 

der mit Umweltverschmutzung zusammenhängenden Aspekte evaluieren und diese bei 

Bedarf überarbeiten;  

 die Entwicklung standardisierter Bestimmungen zur Gewährleistung der Einhaltung 

der Vorschriften bei neuen Gesetzgebungsvorschlägen in Erwägung ziehen und die 

angemessene, abschreckende Anwendung geltender Sanktionsklauseln überwachen; 

 die Anwendung bestehender Inspektionen und sonstiger Kontrollen der Einhaltung 

der Vorschriften sowie Sanktionsklauseln fördern und gegebenenfalls Möglichkeiten 

zu deren Verbesserung bewerten;  

 den Einsatz von Spitzentechnologien zur Erhöhung nationaler Kapazitäten für die 

Überwachung und Überprüfung der Einhaltung der Vorschriften fördern.   

Die Zivilgesellschaft bekleidet eine wichtige Rolle als Überwachungsinstanz für die 

Einhaltung der Vorschriften. Die Kommission wird im Einklang mit ihrer Mitteilung zur 

Verbesserung des Zugangs zu Gerichten in Umweltangelegenheiten
78

 die Bestimmungen zur 

Beteiligung der Öffentlichkeit und zum Zugang zu den Gerichten evaluieren und gegebenenfalls 

verschärfen. Hinweisgeber werden ebenfalls geschützt, wenn sie im Zusammenhang mit 

Umweltverschmutzung Verstöße gegen EU-Recht melden.
79

 

Die Kommission wird sich auch mit nationalen Systemen befassen, um Richter in die Lage zu 

versetzen, das Recht natürlicher Personen und Nichtregierungsorganisationen auf einen 

wirksamen Rechtsbehelf nach EU-Recht und im Einklang mit der überarbeiteten Århus-

Verordnung zu gewährleisten.
80

  

                                                 
75

 COM(2018) 10 final. 
76

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12779-Improving-environmental-

protection-through-criminal-law 
77

 Richtlinie 2004/35/EG. 
78

 COM(2020) 643 final. 
79

 Richtlinie (EU) 2019/1937. 
80

 COM(2020) 642 final. 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12779-Improving-environmental-protection-through-criminal-law
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12779-Improving-environmental-protection-through-criminal-law
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Leitinitiative 5: Gemeinsame Durchsetzung des Null-Schadstoff-Ziels 

Ab 2022 wird die Kommission Umwelt- und andere Durchsetzungsbehörden (z. B. für die EU-

Rechtsvorschriften in den Bereichen Verkehr, Energie, Landwirtschaft oder Verbraucherschutz 

zuständige Behörden) zusammenbringen, um einen Austausch über bewährte Verfahren 

anzustoßen und die Mitgliedstaaten anzuregen, sektorübergreifende Maßnahmen zur 

Durchsetzung der Rechtsvorschriften mit dem Ziel einer „Null-Toleranz“ für 

Umweltverschmutzung auf nationaler und grenzüberschreitender Ebene auszuarbeiten. Dank 

der besseren Durchsetzung von Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Umweltverschmutzung 

werden die Menschen letztlich von Luft, Wasser und Boden mit geringeren Umweltbelastungen 

und von weniger Lärm profitieren.  

3.2. Stärkung des Wandels in der Gesellschaft für das Null-Schadstoff-Ziel 

Das Null-Schadstoff-Ziel erfordert kollektives Vorgehen und kollektiven Wandel, denn 

Umweltverschmutzung entsteht durch zahlreiche Tätigkeiten in den meisten wirtschaftlichen 

Bereichen, sie wird durch Behörden auf internationaler, EU-, nationaler, regionaler und lokaler 

Ebene reguliert und betrifft letztendlich alle Menschen und die Umwelt auf der ganzen Welt. 

Jeder hat eine Aufgabe zu erfüllen.  

Für Unternehmen und Regierungen bietet das Null-Schadstoff-Ziel eine wichtige Chance für 

Innovation durch Investitionen in saubere Technologien, Produkte und Dienstleistungen. Private 

Investitionen sind hier ein entscheidender Hebel. 2019 wurden weltweit 51 % mehr grüne 

Anleihen aufgelegt als 2018 (in Höhe von insgesamt 257,7 Mrd. USD), was vor allem auf eine 

höhere Ausschöpfung in der EU zurückzuführen ist.
81

 Die Umsetzung der Umweltkriterien 

(Wasserschutz, Vermeidung und Verminderung von Umweltverschmutzung, Kreislaufwirtschaft 

und Biodiversität) im Rahmen der Taxonomieverordnung
82

 wird wichtige Gelegenheiten zur 

Unterstützung dieses ermutigenden Trends bieten. Zur Unterstützung von Unternehmen und 

Regierungen bei der Messung der Wirtschaftsleistung ihrer Geschäftsmodelle und Vorhaben 

mittels Spiegelung des wahren Werts der Natur wird die Kommission die Förderung 

standardisierter Verfahren für die Naturkapitalbilanzierung und einer strengeren 

Umweltberichterstattung fortsetzen (siehe dazu den Vorschlag für eine Richtlinie zur 

nachhaltigen Unternehmensberichterstattung
83

) und sich gegebenenfalls dafür einsetzen, die 

Vermeidung von Umweltverschmutzung zu einem Bestandteil der Nachhaltigkeitsprüfung bei 

von InvestEU geförderten Großprojekten zu machen. Dies sollte dazu beitragen, dass Luft, 

Wasser und Boden betreffende Aspekte in den derzeit entstehenden standardisierten Verfahren 

für Unternehmen, Projekte, Produkte und Regierungen angemessen berücksichtigt und in 

öffentlich-privaten Partnerschaften gefördert werden
84

. 

Die EU wird sich auf internationaler Ebene weiter für eine grüne Finanzagenda zur 

Mobilisierung von Privatkapital für ökologisch nachhaltige Investitionen einsetzen, mit denen 

die Null-Schadstoff-Ziele gefördert werden; dazu wird sie auch die Internationale Plattform 

für ein nachhaltiges Finanzwesen nutzen. Sie wird mit den Mitgliedstaaten, der Europäischen 

                                                 
81

 Die Erträge kamen bisher überwiegend den Bereichen Energie, Gebäude und Verkehr zugute (über 80 %). Der 

Anteil des Bereichs Wasser beträgt 9 % und auf die Bereiche Abfall und Bodennutzung entfallen zusammen etwa 

6 %. Quelle: GD ENV, interne Analyse, zuletzt aktualisiert im Juli 2020, auf der Grundlage der Klimaanleihen-

Initiative: 2019 Green Bond Market Summary (Klimaanleihen-Initiative: zusammenfassender Überblick über den 

Markt für grüne Anleihen 2019). 
82

 Verordnung (EU) 2020/852. 
83

 COM(2021) 189 final. 
84

 Die Maßnahmen werden mit den im europäischen Grünen Deal angekündigten Maßnahmen zur 

Naturkapitalbilanzierung kombiniert werden. 

https://myintracomm-collab.ec.europa.eu/dg/env/env_all/Dir%20F%20consultation%20docs/ENV.F1%20Investment%20needs/Environmental%20Investment%20Needs%20and%20Financing%20(Juli%202020).pdf?Web=1
https://www.climatebonds.net/files/reports/2019_annual_highlights-final.pdf
https://www.climatebonds.net/files/reports/2019_annual_highlights-final.pdf
https://www.climatebonds.net/files/reports/2019_annual_highlights-final.pdf
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Investitionsbank und anderen maßgeblichen internationalen Finanzinstitution (IFI) 
zusammenarbeiten, um Instrumente wie den Europäischen Fonds für nachhaltige Entwicklung+ 

zu mobilisieren und auf diese Weise Investitionen zugunsten der Vermeidung von 

Umweltverschmutzung weiterzuentwickeln und zu steigern.
85

 Ab 2022 wird die Kommission 

dafür sorgen, dass bei der Auszeichnung von Unternehmern (beispielsweise durch die 

Verleihung des Europäischen Umweltpreises) deren Einsatz für das Null-Schadstoff-Ziel 

angemessen anerkannt und publiziert wird. Dadurch können solche Pionierunternehmen ihre 

Marktposition festigen und zugleich bei künftigen Kunden ihre Leistung bei der 

Schadstoffvermeidung herausstellen. 

In Anbetracht dessen, dass zur Erreichung der vereinbarten Umweltziele bis 2030 in der 

gesamten EU jedes Jahr weitere 100-150 Mrd. EUR investiert werden müssen, von denen ein 

erheblicher Anteil für die Verhütung und Verminderung von Umweltverschmutzung vorgesehen 

ist, werden öffentliche Mittel ebenso wie private Investitionen erforderlich sein.
86

 Bei der 

anstehenden Überprüfung des Rahmens für die wirtschaftspolitische Steuerung wird im 

Zusammenhang mit der Qualität der öffentlichen Finanzen eine Bezugnahme auf 

umweltfreundliche Investitionen der öffentlichen Hand aufgenommen. Die Verhütung und 

Verminderung der Umweltverschmutzung wird auch durch den mehrjährigen 

Finanzrahmen 2021-2027 und NextGenerationEU finanziell unterstützt, und zwar durch die 

Kohäsionspolitik, die nationalen Pläne im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilität und 

andere maßgebliche nationale Konzepte, wie die nationalen Strategiepläne im Rahmen der 

Gemeinsamen Agrarpolitik, mit denen die Einführung förderlicher 

Landbewirtschaftungsmethoden vorangebracht werden kann. Die Kommission wird weiterhin 

gemeinsam mit den Mitgliedstaaten an der Weiterentwicklung und Verbesserung der nationalen 

Beratungsdienste für Landwirte arbeiten, um Kapazitäten für weniger umweltschädliche 

Bewirtschaftungsmethoden, insbesondere im Hinblick auf die Reduzierung von Ammoniak- und 

Nitratemissionen, aufzubauen. Nationale Aufbau- und Resilienzpläne sind ein Instrument, um 

die – insbesondere in den länderspezifischen Empfehlungen genannten – Herausforderungen des 

ökologischen und digitalen Wandels zu bewältigen und seine Vorteile zu nutzen, zu denen auch 

die Vermeidung und Reduzierung von Umweltverschmutzung zählen kann. Die Kommission 

wird im Einklang mit der Verordnung zur Einrichtung einer Aufbau- und Resilienzfazilität die 

Pläne unter anderem anhand der Ziele des parallelen digitalen und ökologischen Wandels 

bewerten.  Durch Investitionen unter anderem in Energieeffizienz, erneuerbare Energie, 

Abwasserbehandlung, Abfallbewirtschaftung, Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität, 

nachhaltige städtische Verkehrsmittel und grüne Infrastruktur werden im Rahmen der 

Kohäsionspolitik bereitgestellte Mittel einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung des Null-

Schadstoff-Ziels leisten. Damit werden Maßnahmen auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene 

gleichermaßen gefördert. Die Kommission steht auch bereit, den Mitgliedstaaten über das 

Instrument für technische Unterstützung bei Reformen im Zusammenhang mit 

Umweltverschmutzung Hilfestellung zu leisten, wobei die Finanzierung durch nationale Mittel 

oder EU-Fonds erfolgen kann. Darüber hinaus entwickelt die Kommission eine langfristige 

Vision für den ländlichen Raum, mit der angestrebt wird, durch konkrete Maßnahmen ebenfalls 

zu einer Reduzierung der Emissionen beizutragen. 

Eine der Prioritäten von „Horizont Europa“ wird die Unterstützung gezielter Forschung und 

Innovation mit Relevanz für das Null-Schadstoff-Ziel sein. Wichtige strategische Initiativen 

                                                 
85

 Dabei soll insbesondere auf den guten Erfahrungen mit der Nachbarschaftsinvestitionsplattform, dem 

Investitionsrahmen für den westlichen Balkan, dem Investitionsprogramm zur Beseitigung der 

Umweltgefahrenherde im Mittelmeerraum, der Umweltpartnerschaft für die Nördliche Dimension bzw. der Clean 

Oceans-Initiative aufgebaut werden. 
86

 COM(2020) 21, COM(2020) 98. 
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sind Missionen
87

 und Partnerschaften
88

, wie die geplanten Missionen für „Gesunde Ozeane, 

Meere, Küsten- und Binnengewässer“
89

 und „Bodengesundheit und Ernährung“
90

 und die 

Mission „klimaneutrale und intelligente Städte“ sowie die Partnerschaften zu Risiken 

chemischer Stoffe (PARC), für den Wandel in der europäischen verarbeitenden Industrie 

(„Processes4Planet“), die Sicherheit der Wasserversorgung für den Planeten („Water4All“), 

„emissionsfreie Schifffahrt“ (Zero emission waterborne transport, ZEWT) oder „emissionsfreien 

Straßenverkehr“ (towards zero-emission road transport, 2ZERO). „Horizont Europa“ wird 

darüber hinaus die Förderung der Forschung im Zusammenhang mit neu aufkommenden 

Verschmutzungsquellen und Arten von Umweltbelastungen, wie der Lichtverschmutzung und 

deren Auswirkungen auf die Biodiversität oder der Umweltbelastung durch Nanopartikel 

fortsetzen.  

Aus digitalen Lösungen zur Reduzierung der Umweltverschmutzung, von denen häufig auch 

andere Ziele des Grünen Deals
91

 profitieren, entsteht zunehmend ein erhebliches 

Innovationspotenzial. Sie können den Null-Schadstoff-Wandel beschleunigen, erfordern aber 

zeitnahe Entscheidungen, damit die Chancen optimal genutzt und zugleich die Risiken 

gemindert werden können. Beispielsweise könnte die Entwicklung gezielter digitaler 

Instrumente zur Unterstützung von Landwirten bei der Reduzierung ihres ökologischen 

Fußabdrucks mittels leicht verständlicher, bildlicher Darstellungen der EU-rechtlichen 

Anforderungen die umweltschädlichen Auswirkungen einiger der von ihnen ausgeübten 

Tätigkeiten erheblich mindern. Auf allgemeinerer Ebene werden zur Verbesserung der 

Verfügbarkeit von Daten aus dem öffentlichen und privaten Sektor und zur Förderung eines 

besseren Verständnisses sowie zur Visualisierung von Umweltverschmutzung bei Unternehmen, 

politischen Entscheidungsträgern, Forschern sowie Bürgerinnen und Bürgern Daten mit 

Relevanz für das Null-Schadstoff-Ziel
92

 im Rahmen des Datenraums für den Grünen Deal
93

 

öffentlich zugänglich gemacht. Das Erdbeobachtungsprogramm Copernicus wird einen 

wichtigen Baustein der EU-Initiative „Destination Earth“ (Ziel Erde) bilden und große 

Mengen an Erdbeobachtungs- und Erdüberwachungsdaten und Informationen bereitstellen. Die 

Kommission hat darüber hinaus eine Initiative „GreenData4All“
94

 angekündigt, deren Ziel die 

Modernisierung, aktive Verbreitung und gemeinsame Nutzung von in öffentlichem und privatem 

Besitz befindlichen und die Ziele des Green Deals unterstützenden Daten angekündigt; dabei 

baut sie auf den im Rahmen der Richtlinie zur Raumdateninfrastruktur in Europa (INSPIRE)
95

 

erzielten Fortschritten auf und bezieht die Richtlinie über den Zugang der Öffentlichkeit zu 

Umweltinformationen
96

 ein. Darüber hinaus wird die Kommission beispielsweise mittels im 

Rahmen des Programms „Digitales Europa“ entwickelter, intelligenter Städte und Gemeinden, in 

die Erprobung und Markteinführung digitaler Lösungen für Schadstofffreiheit und lokale 
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 https://ec.europa.eu/info/horizon-europe/missions-horizon-europe_de 
88

 https://ec.europa.eu/info/horizon-europe/european-partnerships-horizon-europe_en 
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 Thema dieser Mission für Ozeane werden beispielsweise Kunststoffabfälle, Mikroplastik, Chemikalien, 

Nährstoffe und Unterwasserlärm sein.  
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 Diese Mission wird sich z. B. mit der Bodenverschmutzung in ländlichen und städtischen Gebieten sowie der 

Sanierung kontaminierter Flächen befassen und die breite Anwendung von Methoden zur Reduzierung von 
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Informationsplattform über Daten der chemischen Überwachung (Information Platform on Chemical Monitoring, 
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93

 COM(2020) 66. 
94

 Wie in der Europäischen Datenstrategie dargelegt, vgl. Portal „Ihre Meinung zählt“.  
95

 Richtlinie 2007/2/EG.  
96

 Richtlinie 2003/4/EG. 
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digitale Zwillinge – d. h. virtuelle Modelle von Städten – investieren und auf diese Weise die 

Städte bei der Bewältigung komplexer Herausforderungen in den Bereichen Umwelt und 

Planung unterstützen.
97

  

Ergänzend zu den im Rahmen des europäischen Klimapaktes
98

 unternommenen Anstrengungen 

wird die Kommission den Menschen neue Möglichkeit bieten, Wissen über 

Umweltverschmutzung zu erwerben und selbst aktiv zu werden. Entsprechendes 

Informationsmaterial und eine Reihe von Apps sollen entwickelt werden, angefangen bei der 

Luftqualitätsindex-App
99

, mit der verfügbare, vergleichbare, EU-weite Echtzeitdaten leichter 

zugänglich werden, bis hin zum Fußabdruckrechner für Verbraucher
100

, mit dessen Hilfe die 

Menschen künftig ihren eigenen Konsum-Fußabdruck abschätzen können. Spezielle 

Kommunikationsaktivitäten mit Partnerorganisationen zum Thema „Null Schadstoff“ werden 

unter anderem Kits mit Bildungsmaterial, die Förderung zielgerichteter Null-Schadstoff-

Aktivitäten für die allgemeine Öffentlichkeit sowie für Schüler und benachteiligte Gruppen 

beinhalten. 

Es liegt auf der Hand, dass für den Null-Schadstoff-Wandel nicht nur finanzielle Mittel und 

Technologien erforderlich sind, sondern auch kompetente Menschen, mit deren Hilfe beides 

optimal genutzt werden kann. Dies gilt nicht allein für digitale Fertigkeiten. Die Kommission 

wird die Agenda für Kompetenzen
101

 umsetzen, indem sie unter anderem die Entwicklung 

ökologischer Kernkompetenzen für den Arbeitsmarkt fördert, damit in sämtlichen 

Wirtschaftsbereichen die Aus- und Weiterbildung darauf ausgerichtet wird, eine Generation 

klima-, umwelt- und gesundheitsbewusster Fachleute und „grüner“ Wirtschaftsakteure 

hervorzubringen. Darüber hinaus wird die Kommission für eine umfassende Nutzung 

maßgeschneiderter EU-Weiterbildungsmodule für Beschäftigte des Gesundheits- und 

Sozialwesens sorgen, um deren Kompetenzen im Umgang mit Umweltrisiken zu erhöhen; 

zudem wird sie den weitreichenden Einsatz regelmäßig aktualisierter empfehlenswerter 

Verfahren sicherstellen, damit bei der Aufdeckung und Reduzierung der Belastung 

benachteiligter Gruppen durch Umweltrisiken greifbare Fortschritte erzielt werden.  

Damit ökologischer Wandel und Nachhaltigkeit Bestandteil der Lehrpläne werden können, wird 

die Kommission Ende 2021 eine Empfehlung des Rates zu Bildung im Hinblick auf 

ökologische Nachhaltigkeit und einen europäischen Kompetenzrahmen im Hinblick auf 

Klimawandel und nachhaltige Entwicklung vorschlagen. Die im Dezember 2020 ins Leben 

gerufene Koalition „Bildung für den Klimaschutz“ wird bei Lehrkräften und Schülern 

innovative Lösungen fördern, u. a. zur Entwicklung ökologischer Kompetenzen. Das Erasmus+ 

Programm wird die ökologische Dimension in der allgemeinen und beruflichen Bildung stärken 

und die Zahl der Mobilitätschancen in „grünen“, zukunftsorientierten Studienfächern, wie 

Stadtplanung, Nachhaltigkeit & Innovation, oder den „STEM“-Fächern Naturwissenschaften, 

Technologie, Ingenieurwesen und Mathematik erhöhen. 

Bei der Umsetzung von Gesetzen, politischen Strategien und Programmen mit Relevanz für die 

Umweltverschmutzung stehen die Städte und Regionen an vorderster Front. Viele Städte sind 

bereits in erhöhtem Maß tätig geworden, und die Spitzenreiter unter ihnen engagieren sich in den 
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 Vgl. SWD(2021) 141. 
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 COM(2020) 788, z. B.: „Im Rahmen interaktiver Bürgerdialoge im Internet [...] können die Teilnehmer ihre 

Standpunkte, Ideen und Erwartungen dazu äußern, was ein emissions- und schadstofffreies Europa für ihre 

Gemeinschaft und ihr tägliches Leben bedeutet“. 
99

 Unter Verwendung „aktueller“, amtlich gemeldeter Daten zur Luftqualität, gegebenenfalls ergänzt durch 

modellierte Daten zur Luftqualität des Copernicus-Dienst zur Überwachung der Atmosphäre (Copernicus 

Atmosphere Monitoring Service, CAMS). 
100

 Diese Tools sollen zum 2. Quartal 2021 unter https://eplca.jrc.ec.europa.eu/ConsumerFootprint.html verfügbar 

sein. 
101

 COM(2020) 274. 
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Netzen „Grüne Hauptstadt Europas“ und „Grünes Blatt Europas“. Nichtsdestotrotz ringen 

noch viele Städte damit, die Umweltverschmutzung ausreichend zu bekämpfen. Gegen EU-

Luftqualitätsnormen wird beispielsweise noch in über 100 Großstädten in der EU verstoßen. Im 

Rahmen der kürzlich geschlossenen Vereinbarung für grüne Städte wird die Kommission ihre 

Förderung und Motivation der Städte sowie die Zusammenarbeit mit ihnen fortsetzen, damit 

diese sich zur Aufstockung ihrer lokalen Maßnahmen in den Bereichen Luft, Lärm, Wasser, 

Natur und Biodiversität, Kreislaufwirtschaft und Abfall verpflichten.
102

 Die im Rahmen von 

Horizont Europa geplante Mission zu Städten wird in einem nachfrageorientierten und 

sektorübergreifenden Ansatz im Einklang mit dem Null-Schadstoff-Ziel 100 Städte bei ihrem 

Übergang zur Klimaneutralität bis 2030 unterstützen; dies soll anderen europäischen Städten als 

Inspiration dienen, bis 2050 klimaneutral zu werden, und einen erheblichen Beitrag zum Null-

Schadstoff-Ziel leisten.   

Leitinitiative 6: Wirkungsvolle Präsentation der Null-Schadstoff-Lösungen für Gebäude 

Ab 2022 wird die Kommission über die Strategie für eine Renovierungswelle und die Initiative 

„Europäisches Bauhaus“ darstellen, wie Bauprojekte und der Einsatz lokaler digitaler 

Zwillinge ebenfalls zu Null-Schadstoff-Zielen beitragen können, indem Grundsätze auf der 

Basis von „schön, nachhaltig, gemeinsam“ anwendet werden. Die Ergebnisse werden zur 

Umsetzung der Energieeffizienzrichtlinie beitragen und neben Kosteneinsparungen zu besserem 

Wohnraum und weniger Umweltverschmutzung durch, in und um Gebäude herum führen.   

 

Leitinitiative 7: Reallabore für grüne digitale Lösungen und intelligente Schadstofffreiheit 

Die Kommission wird 2021 gemeinsam mit Partnern die Initiative Reallabore
103

 (Living labs) 

für grüne digitale Lösungen und intelligente Schadstofffreiheit starten, um (beispielsweise über 

die Gemeinschaft Living-in.eu) gemeinsam mit regionalen und örtlichen Behörden und anderen 

Interessenträgern an der Entwicklung lokaler Maßnahmen für den grünen und digitalen 

Wandel
104

 zu arbeiten, die zur europäischen Koalition für grüne Digitaltechnik
105

 und dem 

europäischen Klimapakt beitragen. Die Mitglieder der Reallabore werden bis 2023 

Empfehlungen für eine klima- und umweltfreundliche Nutzung digitaler Lösungskonzepte 

erarbeiten, damit das Null-Schadstoff-Ziel schneller erreicht werden kann; dabei wird ein 

besonderer Schwerpunkt auf der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger liegen. 

3.3. Förderung des weltweiten Wandels für Schadstofffreiheit  

Umweltverschmutzung macht nicht an Grenzen halt. Aus diesem Grund wird die EU das Null-

Schadstoff-Ziel für eine schadstofffreie Umwelt in ihrem auswärtigen Handeln vorantreiben, 

unter anderem im Rahmen ihrer Diplomatie des Grünen Deals sowie über Investitionen, indem 

sie Fachwissen und finanzielle Mittel für den Ausbau internationaler Partnerschaften und 

Maßnahmen in und mit Drittländern zur Verfügung stellt.  
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 https://ec.europa.eu/environment/topics/urban-environment/green-city-accord_en 
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 Aufbauend auf Erfahrungen auf EU-Ebene (z. B. European Network of Living Labs) oder der 
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Ihren in jüngster Zeit entwickelten politischen und regionalen Strategien
106

 entsprechend wird 

die EU eng mit ihren Erweiterungspartnern und engsten Nachbarn im Süden und Osten 

sowie dem Vereinigten Königreich und den EFTA-Partnerländern an der Bewältigung der 

Herausforderungen der Umweltverschmutzung zusammenarbeiten, nicht zuletzt mit dem Ziel 

der Ratifizierung und wirksamen Umsetzung maßgeblicher multilateraler Abkommen zur 

Umweltverschmutzung. Eine wichtige Rolle wird auch die Kooperation mit nicht der EU 

angehörenden nordischen Ländern, den USA, Kanada und Russland spielen, unter anderem in 

Form einer fortgesetzten Zusammenarbeit in einschlägigen internationalen Foren zum besseren 

Schutz des fragilen ökologischen Systems der Arktis vor Schäden durch Umweltverschmutzung. 

Zur Reduzierung der Auswirkungen des Klimawandels und Verbesserung der Luftqualität wird 

die EU insbesondere die internationale Zusammenarbeit an politischen Maßnahmen gegen 

Rußemissionen
107

 voranbringen. 

Die EU wird sich gemeinsam mit wichtigen internationalen Partnern, insbesondere unter den 

G20-Ländern und im Rahmen ihres umfangreichen Netzes an bilateralen Handelsabkommen, für 

eine globale Null-Schadstoff-Agenda einsetzen; dabei wird sie den Schwerpunkt auf die 

Verhütung von Gesundheits- und Umweltschäden legen und sich dafür einsetzen, Marktchancen 

für „grüne“ Technologien, Waren, Dienstleistungen und Investitionen zu schaffen. Außerdem 

wird sie das Null-Schadstoff-Ziel durch ihre Entwicklungs- und Investitionspolitik fördern, die 

mit Umweltverschmutzung zusammenhängenden Auswirkungen handelspolitischer Initiativen 

und Freihandelsabkommen evaluieren und die Um- und Durchsetzung der Kapitel über Handel 

und nachhaltige Entwicklung stärken. 

Auf multilateraler Ebene wird die EU:  

 die Unterstützung internationaler Maßnahmen für Schadstofffreiheit und die Umsetzung des 

Verursacherprinzips
108

 im Einklang mit den nachhaltigen Entwicklungszielen fortsetzen und 

Folgemaßnahmen zu Resolutionen der UN-Umweltversammlung
109

, insbesondere den 

Umsetzungsplan „Towards a Pollution-Free Planet“
110

 und die „Mission Innovation“
111

 

durchführen;  

 ihre führende Rolle in der Arbeit an einem ehrgeizigen internationalen Rahmen für ein 

verantwortungsvolles Chemikalien- und Abfallmanagement nach 2020 fortsetzen;  

 Maßnahmen im Rahmen der Übereinkommen von Basel, Rotterdam, Stockholm und 

Minamata in Bezug auf Elektro- und Elektronikaltgeräte, gefährliche Chemikalien, 

persistente organische Schadstoffe und Quecksilber erweitern;  

 sich für ein globales Übereinkommen über Kunststoffe
112

 einsetzen.  

Ein weiteres Ziel der EU wird sein, dafür zu sorgen, dass das Thema Umweltverschmutzung auf 

der 15. Konferenz der Vertragsparteien des Übereinkommens über die biologische Vielfalt als 

Bestandteil eines ehrgeizigen globalen Rahmens zur Biodiversität in der Zeit nach 2020 

effektiv in Angriff genommen wird.  

Die Kommission wird Partnerländer dazu ermutigen, ihre politischen und regulatorischen 

Rahmen zu verbessern und die richtigen Anreize zur Reduzierung der 

Umweltverschmutzung zu schaffen, wobei einer umweltgerechten Haushaltsplanung sowie 
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Umweltabgaben besondere Bedeutung zukommt.
113

 Darüber hinaus werden mit der anstehenden 

Initiative für nachhaltige Unternehmensführung über wirtschaftliche Wertschöpfungsketten 

hinweg Sorgfaltspflichten in Bezug auf die Umweltauswirkungen geschäftlicher Tätigkeiten 

eingeführt.  

Die Kommission wird die Einbeziehung des Null-Schadstoff-Ziels in die außenpolitischen 

Programme der EU beschleunigen und damit den Übergang zu emissionsarmen, 

kreislauforientierten Volkswirtschaften, nachhaltiger Stadtentwicklung, sauberer Energie und 

umweltfreundlichem Kochen, Wasser und sanitären Einrichtungen, Klima- und 

Umweltmaßnahmen, Gesundheit, nachhaltiger Mobilität und Landwirtschaft unterstützen. Die 

Kommission wird ferner ihre Zusammenarbeit mit internationalen Partnern erweitern, damit die 

Sicherheit der in die Online- und Offline-Verbrauchermärkte der EU ausgeführten Produkte 

gewährleistet werden kann.   

Die Kommission wird Wege zur Einbeziehung einer stärkeren Agenda für Gesundheit und 

gegen Umweltverschmutzung erkunden, u. a. indem sie den ökologischen Determinanten nicht 

übertragbarer Krankheiten in EU-finanzierten Gesundheitsprogrammen mehr Aufmerksamkeit 

widmet. Darüber hinaus wird die Kommission mit Drei-plus-Eins-Organisationen (WHO, FAO, 

OIE, UNEP) gemeinsam daran arbeiten, einen erneuerten weltweiten, wirksamen „One-Health“-

Konsens zur Umweltverschmutzung zu erzielen.  

Die Kommission wird globale Maßnahmen in Bezug auf die Ausfuhr von Altfahrzeugen und 

Gebrauchtfahrzeugen unterstützen und sich für die Einführung strengerer Regeln für die 

Einfuhren der am stärksten umweltbelastenden Gebrauchtfahrzeuge, insbesondere in Afrika, 

einsetzen. Ihren internationalen Verpflichtungen entsprechend wird die Kommission ferner neue 

Regeln für Ausfuhren von Altfahrzeugen vorschlagen, insbesondere im Hinblick auf die bessere 

Unterscheidung zwischen Gebraucht- und Altfahrzeugen; sie wird ferner prüfen, ob die 

Ausfuhren von Gebrauchtfahrzeugen mit der Erfüllung von EU-Anforderungen, beispielsweise 

an Fahrtüchtigkeit und Emissionen, verknüpft werden können. 

Elektro- und Elektronikaltgeräte und Altbatterien zählen insbesondere in Entwicklungsländern 

zu den am schnellsten wachsenden Abfallströmen. Die Kommission wird speziell durch das 

Basler Übereinkommen Initiativen zur schärferen Überwachung des internationalen Handels in 

diesen Abfallströmen und zur Verbesserung ihrer Lenkung unterstützen. Insbesondere die 

zunehmende Nutzung von Autos, Solarstrom und IKT-Technologien hat zu einer enormen 

Zunahme der Verwendung von Bleibatterien in Entwicklungsländern geführt. Das häufig 

informelle Recycling solcher Batterien setzt Menschen schädlichen Bleibelastungen mit 

erheblichen Auswirkungen auf Kinder und deren Entwicklung aus. Die Kommission wird die 

Möglichkeiten für eine globale Initiative mit internationalen Partnern zur Beendigung des 

informellen Recyclings gebrauchter Bleibatterien prüfen.  
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Leitinitiative 8: Verringerung des externen ökologischen Fußabdrucks der EU   

Ab 2021 wird sich die Kommission in allen maßgeblichen internationalen Foren für weltweite 

Schadstofffreiheit einsetzen und mit den EU-Mitgliedstaaten und Interessenträgern daran 

arbeiten, den externen ökologischen Fußabdruck EU zu reduzieren; zu diesem Zweck wird sie 

im Einklang mit ihren internationalen Verpflichtungen insbesondere eine 

Ausfuhrbeschränkung für bestimmte Produkte, die nicht länger auf dem EU-Markt 

zugelassen sind, sowie für Abfälle vorschlagen, die in Drittländern schädliche Auswirkungen 

auf die Umwelt haben. Dies wird letztendlich den weltweiten ökologischen Fußabdruck der EU 

verringern und der Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger in Drittländern sowie der Umwelt 

dort zugutekommen. 

3.4. Fortschritte nachverfolgen, Trends vorwegnehmen und Schadstofffreiheit 

durchgängig berücksichtigen 

Zur Integration der Überwachung unterschiedlicher Arten der Umweltverschmutzung und 

Bewertung ihrer Auswirkungen auf Gesundheit, Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft wird die 

Kommission in Partnerschaft mit den maßgeblichen EU-Agenturen
114

 einen ganzheitlichen Null-

Schadstoff-Überwachungs- und Prospektivrahmen
115

 entwickeln, der Bestandteil der 

erweiterten Überwachung unter dem 8. Umweltaktionsprogramm (UAP) sein wird. Die 

Ergebnisse relevanter innovativer Forschungsarbeiten, beispielsweise über Human-

Biomonitoring
116

, Exposom
117

, Bodengesundheit
118

 oder Bestäuber
119

 müssen stärker 

berücksichtigt werden, damit eine langfristige Datenerfassung ermöglicht und ein Beitrag zur 

prospektiven Arbeit geleistet wird. Zur Erweiterung des Null-Schadstoff-Überwachungs- und 

Prospektivrahmens um den Schwerpunkt der gesundheitlichen Auswirkungen wird die EUA 

einen „europäischen Umwelt- und Gesundheitsatlas“ erarbeiten, der anschließend auch in die 

„europäische Beobachtungsstelle für Klima und Gesundheit“ einfließen kann.
120

 

Der Null-Schadstoff-Überwachungs- und Prospektivrahmen 

Eine ganzheitliche Überwachung der Umweltverschmutzung wird einen wesentlichen 

Beitrag zur besseren Kontrolle und Lenkung des Null-Schadstoff-Ziels leisten, indem neue 

Einblicke in Bezug auf das Ausmaß der allgemeinen Umweltverschmutzung und deren 

Auswirkungen gegeben werden, und indem überwacht wird, ob die Umsetzung der Strategien 

planmäßig verläuft, damit die auf EU- und nationaler Ebene vereinbarten Ziele erreicht werden 

können; diese Überwachung kann auch Teil der regelmäßigen Überprüfungen der Umsetzung 

der Umweltpolitik und des Monitoring des 8. UAP sein. Der Null-Schadstoff-

Prospektivrahmen wird Synergien und Kompromisse zwischen verschiedenen politischen 

Strategien der EU analysieren und dabei helfen, dass „Frühwarnzeichen“ zu Empfehlungen zu 

zunehmend Besorgnis auslösenden Schadstoffen führen, die auf neuesten Forschungsergebnisse 

(z. B. über Kleinstpartikel oder Lichtverschmutzung) basieren. Der erste Bericht zum Null-

Schadstoff-Überwachungs- und Prospektivrahmen ist für 2022 geplant. 
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 Insbesondere die Europäische Umweltagentur (EUA), die Europäische Chemikalienagentur (ECHA); die 

Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) und die Europäische Agentur für die Sicherheit des 

Seeverkehrs (EMSA), 
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 SWD(2021) 140. 
116

 https://www.hbm4eu.eu/ 
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 https://www.humanexposome.eu/ 
118

 Flächenstichprobenerhebung über die Bodennutzung/-bedeckung. 
119

 Das Informationsdrehkreuz zum Thema Bestäuber in der EU als Teil der EU-Initiative für Bestäuber 

(COM(2018) 395). 
120

 https://climate-adapt.eea.europa.eu/observatory 

https://www.hbm4eu.eu/
https://www.humanexposome.eu/
https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/LUCAS_-_Land_use_and_land_cover_survey
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Die Kommission wird auf der Basis des Überwachungs- und Prospektivrahmens in 

Zusammenarbeit mit dem Ausschuss der Regionen eine neue Null-Schadstoff-Plattform der 

Interessenträger einrichten, auf der Interessenträger und Experten verschiedener 

Politikbereiche (z. B. Gesundheit, Landwirtschaft, Forschung und Innovation, Verkehr, 

Digitalisierung und Umwelt) miteinander in Kontakt gebracht werden, damit die Null-

Schadstoff-Agenda wirksam in allen Bereichen berücksichtigt wird, die Übernahme 

gemeinsamer Verantwortung unterstützt, Zusammenarbeit gefördert und ganzheitliche Lösungen 

und Maßnahmen vorangetrieben werden, die Synergien mit den Bemühungen zur 

Dekarbonisierung und zur Erholung nach der COVID-19-Pandemie maximieren.  

Sie wird empfehlenswerte Verfahren zu bereichsübergreifenden Themen wie der Finanzierung 

von Null-Schadstoff-Innovationen und Arbeitsplätzen, der wirksamen Förderung von 

nachhaltiger Produktion und nachhaltigem Verbrauch entwickeln und allgemein zugänglich 

machen, und sie wird thematische „Drehscheiben“ wie eine Drehscheibe für grüne digitale 

Lösungen, für Luftreinhaltungstechnologie und für Bodenverschmutzung einrichten. Die Null-

Schadstoff-Plattform der Interessenträger wird ferner Synergien mit anderen relevanten 

Initiativen, wie dem europäischen Klimapakt, schaffen. Diese regelmäßigen, interaktiven 

Dialoge und Kooperationen mit Mitgliedstaaten, Unternehmen, Nichtregierungsorganisationen, 

Vertretern von Lehre und Forschung sowie anderen Interessenträgern werden zudem einen 

unterstützenden Beitrag zur Erstellung des zweiten Berichts zum Null-Schadstoff-

Überwachungs- und Prospektivrahmen 2024 leisten.   

Leitinitiative 9: Konsolidierung der EU-Wissenszentren für Schadstofffreiheit 

Ab 2021 wird die Kommission die Rolle der Europäischen Umweltagentur (EUA)
121

 und der 

Gemeinsamen Forschungsstelle (Joint Research Centre, JRC)
122

 der Kommission als 

herausragender Wissenszentren der EU für den Null-Schadstoff-Überwachungs- und 

Prospektivrahmen der EU konsolidieren und maßgebliche Akteure auf der Null-Schadstoff-

Plattform der Interessenträger konsolidieren, damit sie sich unter anderem über die besten 

verfügbaren Daten austauschen und die Öffentlichkeit insbesondere über die geplante 

Luftqualitätsindex-App informieren. 

4. SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Dieser Aktionsplan kommt zu einem Zeitpunkt, an dem sich die EU das Ziel gesetzt hat, bis 

2050 Klimaneutralität zu erreichen, und mit neuer Entschlossenheit die Notwendigkeit erkannt 

hat, sich auf ein sauberes, kreislaufwirtschaftlich orientiertes Wirtschaftsmodell hinzubewegen, 

dessen Fundament ein wiederhergestelltes, gesundes natürliches Ökosystem, die Verhinderung 

jedes weiteren Verlusts an biologischer Vielfalt und eine gesunde, schadstofffreie Umwelt für 

alle ihre Bürgerinnen und Bürger ist. Der Aktionsplan erläutert die Vision einer schadstofffreien 

Welt und verbindet alle bereits laufenden und geplanten Anstrengungen zu einer ganzheitlichen 

Strategie, die die Verhütung von Umweltverschmutzung an erste Stelle setzt. Da viele 

Themenbereiche derzeit noch in Arbeit sind oder gerade erst beginnen, Ergebnisse zu erbringen, 

wird die Kommission bis 2025 eine Bestandsaufnahme des Grads der Umsetzung dieses 

Aktionsplans vornehmen und sich dabei auf ihren zweiten Bericht zum Null-Schadstoff-

Überwachungs- und Prospektivrahmen stützen. Sie wird ermitteln, ob weitere Maßnahmen zur 

Bewältigung neu auftretender Bedenken erforderlich sind; ferner wird sie die bisher festgelegten 

Ziele, Leitinitiativen und Maßnahmen überprüfen, sodass dieses Jahrzehnt die EU auf den Weg 
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 In enger Zusammenarbeit mit der Europäischen Chemikalienagentur (ECHA), der Europäischen Agentur für die 

Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA), der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) und anderen 

maßgeblichen Agenturen. 
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 In enger Zusammenarbeit mit anderen Kommissionsdienststellen, insbesondere Eurostat. 
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zur Erreichung des Null-Schadstoff-Ziels als wesentlicher Bestandteil der Ziele des 

europäischen Grünen Deals bringt.    
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